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Im patrio~sellen Kampf ge­
gen die amarikanisella Ag­
gression werden wir gewiß 
noell größe .. Sellwierigkel­
tan ertragen, n.ua Opfer 
bringen müssen, aber dar 
yöllige Sieg Ist unausweiell­
liell. 
Das ist absal., gewiß. Wenn 
dieser Tag gekommen ist, 
möellte iell eine Reise durell 
den Norden und den Süden 
machen, um unseren land.­
leuten zu gratulieren, un­
seren heldenhaften Offi­
zieren und Soldaten, um 
unsere altan, UnH,. jungen 
Menschan, unsere vialg.­
litbten Kinder aun ... elltn. 
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15 JahraAIB 
Vor fünf Jahren , im Juni 1970, erschien das 
Antiimperialistiscbe Informationsbulletin 
(AlB) mit seiner ersten Ausgabe . Daß gleich 
in Nr. 1 und Nr . 2 des AlB so wichtige Dolru­

mente wie die "Gemeinsame Erklärung der Gip­

felkonf'erenz der indochinesiscben Völker" 

vom 25 .Apri l 1970, das "Politische Programm 
der Nationalen Einheitsfront von Kambodscha" 

(F . U. N. I . ), das "Politische Programm der Pa­

triotischen Front von Laos" erstmals in 
Deutscher Sprache vorgelegt wurden , sollte -
ebenso wie der Abdruck eines exklusiven In­
terviews mit Ami lcar eabrel (PAIGC) - cha­
rakteristisch für die weitere AlB-Arbeit 
sein . 

Ausgehend von der Feststellung, daß mit dem , 
Zusammenbruch des Kolonialsystems und einer 
weltweiten SChwächung der Positionen des 
Imperialismus die Bedeutung der nationalen 
Befreiungsbewegung Afrikas, Asiens und La­
teinamerikas stetig wächst, formulierte das 
AlB bei seiner Gründung folgende Aufgaben 
für seine Arbe it in der Bundesrepublik: 

"1 . den Kampf der antiimperialistischen Bewe­
gungen der drei Kontinente in deren Selbst ­
darstellungen zu dokwmentieren ; 
2 . den verbrecherischen und klassenbedingten 
Charakter imperialistischer Politik - insbe ­
sondere der USA und der BRD - aufzudecken ; 
3 . den antiimperialistischen Kampf als Teil 
des gemeinsamen Kampfes al le r fortschritt­
lichen Kräfte ins allgemeine Bewußtsein zu 
rücken j 
4. die Solidarität mit den nationalen Befrei­
ungsbewegungen verstärken helfen , um damit 
auch einen Beitrag zum Kampf gegen die eige ­
ne herrschende Klasse zu l eisten . " 
~ei der Herausbildung und Verbrei t erung der 
Solidaritätsbewegungen zu Indochina , den 
ehemaligen portugiesischen Kolonien, Chile 
oder dem Süd l i chen Afrika hat das AlB in den 
letzten Jahren mit seinen regelmäßigen Ver­
öffentliChungen und mit verschiedenen Sonder­
materialien einen nicht unbedeutenden Bei ­
trag geleistet . Ober andere in den Brenn­
punkt des internationalen Geschehens gerückte 
Länder bzw . Regionen wie Bangla Desh, Palä­
stina, den Nahen und Mit tle ren Osten oder 
das Kurdenproblem im Irak wurde im AlB schon 
frühzei tig und ausführlich beri chtet . 
Wirft man einen Blick auf die jährlichen In­
haltsverzeichnisse des Al B oder auf den Ka­
talog aller bisher erschienenen AIB-Ausgaben , 
so wird man nicht nur zu dem Ergebnis gelan­
gen , daß nahezu alle relevanten Dokumente 
und Materialien der Befreiungsbewegungen im 
Laufe der Zeit abgedruckt wurden , sondern man 
wird auch feststellen können, daß eine Viel­
zahl allgemeiner Themen wie Erdöl- und Roh-

stoffragen , Neokolonialismus , nichtkapits­

listischer Entwicklungsweg , Frauenbewegung 
oder internationale Organisationen zunehmend 
Berücksichtigung fanden . 
Nach fünf Jahren ehrenamtlieber Arbeit am 
und mit dem AlB haben die Herausgeber und 

Redaktionsmitglieder offen gesagt ein gutes 
Gefühl: Wir haben einen Beitrag zur Entwick­
lung der politischen und materiellen Solida­
ritätsbewegung in unserem Land geleistet und 
geholfen, den Geist des Internationalismus 

I 

zu fördern, um gemeinsam mit allen demokrati ­
tischen Kräften den Hinterlassenschaften 
des Kalten Krieges und dem starken Druck der 
Rechtskräfte entgegenzutreten. 
Wir teilen in diesen Tagen die Freude aller , 
die begeistert den vollständigen Sieg des 
kambodschanischen und vietnamesischen Volke s 
und die großen Erfolge der laotischen Pa­
trioten feiern. Wir freuen uns aber auch über 
relativ kleine Erfolge, z .B. über die Tat­
sache , daß die Zahl der Abonnenten des AlB 
im Laufe der fünf Jahre seiner Existenz ste­
tig gestiegen ist . 

Dennoch wissen wir, daß unsere Arbe it ver­
besserungswürdig ist und was ' liegt näher, als 
nach fünf Jahren publizistischer Arbeit nun 
einmal die Leser dieses Bulletins zu befragen. 

Wie beurteilen Sie unsere Konzeption, den In­
halt , die Aufmacbung und die Chancen einer 
noch intensiveren Verbreitung? Was gefällt 
Ihnen und was gefällt Ihnen gar nicht? Auf 
welche inhaltlichen Fragen sollten wir unser 
Augenmerk richten, was ist zu kurz gekommen 
und welche Themen sollten neu aufgenommen 
werden? Auch unsere Leser sind realistisch 
genug , um zu wissen , daß wir aus materiellen 
Gründen künftig sicherlich keinen Mehrfarb ­
druck und noch teureres Papier verwanden kön­
nen . Trotzdem glauben wir , daß Sie uns Vor­
schlüge und Anregungen zur besseren Gestal­
tung unterbreiten können . 
Um Ihre Beurteilung zu erfahren, bitten wir 
Sie, den in der Mitte dieses Heftes eingeleg­
ten Fragebogen auszufüllen und bis zum 1 . 

Augus t 1975 an die Redaktion einzuschicken. 

Darum bitten wir Sie herzlich . Die Umfrage 
wird natürl ich nur dann ihre Aufgabe erfül ­
len können , wenn möglichst viele Leser sich 
an ihr beteiligen . Der eingeschickte Frage ­
bogen ist für Sie eine Form der Mitbestim­
mung und für UDS eine groBe Hilfe . I'~~ 

Vielen Dank ~~~---, 

Die Herausgeber 
und die Redaktion des ALB. 



Südvietnam 
Jutta von Freyberg 

Die Organisiemng des neuen Lebens 
Kaum hatten die letzten Amerikaner in Panik 
Saigon verlassen , ale ihre einstige Haupt ­
stütze in Südvie tnam . die Marionettenarmee, 
plündernd und brandschatzend die US- Botschart 

stürmte . Docb im Unterschied zu anderen Städ­
ten wie Da Hang und Hub, deren Bevölkerung 
von den flüchtenden Marionetteneoldaten mit 
Raub , Vergewaltigung und Terror heimgesucht 
wurde , war in Saigon der Alptraum schnell 
vorbe i . Die Truppen der BefreiungsBtreit ­
kräfte zogen , ohne auf we sentlicbe Gegenwehr 
zu stoBen , sm 30. April 1975 in Saigon ein . 
Hit Jubel oder Erleichterung begrüßt von den 
einen, von den 8Jlderen mit UngewiBheit , Miß­

trauen und angstvoller Erwartung betrachtet . 

Am 1 . Ma1 d . J . nahm der Salganer Rundfunk , der 
Sender "Befreiung", seine Arbeit auf . Immer 

wieder erläuterte er der Saigoner Bevölke­
rung die im 10- Punkte - Programm der Proviso­
rischen Revolutionären Regierung1 ) (FRa) 

niedergelegten Prinzipien ihrer Politik. Hit 
ihren ersten MaBnahmen2) zur Hormalisierung 

des Lebens, zu denen die FRa über den Sender 
Bef reiung aufrief, stellte sie die Verbind­

lichkeit des 10- Punkte- Programms für das 
gesamte befreite ~üdvietnam unter Beweis . 

die Abschaffung des Mario­
Verwaltung und Armee , Auf­

reaktionären Parteien und Insti -

Scbon am 4 . l1ai d . J . wrden für Saigon ein Hi ­

litärverwaltungskomi tee und in allen Stadt­
bezirken Revolutionäre Volkskomitees ~bil­
det, die eine demokratische Verwaltung auf­
zubauen beginnen. 
Die in 61 GewerkschaItsvereinigungen zusammen­
geSChlossenen Werktätigen Südvietnams be ­
schlossen bei ihrem ersten Treffen in Frei ­
heit , die unter Thieu gebildete Föderation 
der gelben Gewerkschaften aufzulösen . Die 
Gebäude dor gelben Gewerkschaft wurden in 
Saigon von Arbeitern besetzt . 

fordert die demokratischen Freihei ­
die gesamte Bevölkerung sowie die 

Gleicbberecbtigung der Geschlecbter : 

Als eine der ersten Maßnahmen wrden die 
Tausenden von politischen Gefangenen des Ma­
rionetten- Regimes freigelassen . Die Tore de s 
wegen s eine r "Tigerkä.tige " berüchtigten Ge -

4 fängnisses von Con Son öffneten sich . In Da 

Nang verhinderte ein ehemaliger Gefangenen­
wärter die Liquidierung der politiSChen Ge­
fangenen durch abziehende Marione ttentruppen ; 
er sprengte den Gefängnistrakt erst, nachdem 
er die Gefangenen in Sicherheit gebracbt hat­
te . Der Wärter, obwobl an Folterungen m.".t ­
schuldig , arbeitet heute in der Provinzv~r­

waltung . 

Punkt 3 f Ordert die Politik der Versöhnung 
und der Einbeit des Volkes: 

Scbon in den ersten Tagen nach der Befreiung 
rief die PRa die früheren Beamten und Armee ­
angehörigen der Marionettenregierung auf, 
"sich für den Heubeginn zur Verfügung zu stel­
len . ,, 3) Nach der Freilassung des 2- Tage- Prä­

sidenten Minh und von 14 Exministern erging 
euch an s ie die Aufforderung , "ihren Fähig­
keiten entsprechend zum Wiederaufbau des 
Landes beizutrsgen" .4) 

Die "dritte Kraft" arbeitet überall in den 
Komitees mit den Vertretern der FRa und der 
VolksbefreiungsstreitkräIte (FNL) zusammen . 
Der Erzbischof von Hue, Philippe Nguyen Kim , 
hat in einem Brief an die Priester, Kateche ­
ten und Gemeindemi tglieder seiner Freude über 
die Beendigung des Krieges Ausdruck gegeben 
und aufgerufen, mit der PRR zusammenzuarbei ­
te n . In Saigon sah man bei der 1.Mai - Veran­
staltung 20 Priester , die neben i~n buddhi­
stischen Wimpe ln auch die Pahne der Befreiung 
trugen . 
In Da Hang erklärte der Pfarrer Duong Than 
über die gegenwärtigen Aufgaben der Ve~ 
nung: "Das wiChtigste ist , daß die Bauern 
Land , di e Frauen Arbeit und die Jungen ei'ne 
Aufgabe bekommen , für die sie sich begei­
stern können. In diesem Punkt müssen Buddhi­
sten , Katholiken und Protestanten eng mit 
der neuen Stadtverwal tung zus8J:Unenarbeiten . ,, 5} 

Die Notwendigkeit einer nationalen Aussöh­
nung und die Bedeutung der "dri tten Kraft" 
für die demokratische Entwicklung des Landes, 
wie es scbon im Pariser Vietnam-Abkommen ver­
ankert ist , wird auch heute nicht in Frage 
gestellt . Repräsentanten der PRR und der De­
mokratischen Republik Vietnam ( DRV) in Pari s 
bekräftigten in einem Gespräch mit Vertre­
tern der "freien Kräfte Vietnams,,6} ihren 
festen Wil len, diesen Prinzipien im befrei-

-



.---~~~---Stationen 

Nach dem Sieg tiber den japanischen ~aechisrou s 
und die französischen Koloniallsten proklrumier1 
Ho Chi Minh 1 m September 1945 die Oemokratl sch6 
Republik Vietnam (DRV) fUr Gosamtvietnam. 

Nach der der Tonking_Attäre 
oe die USA im August 1964 mit der Bombardiorung 
ganz Vietnams, 1m März 1965 mit dem ~.nen 10-
tervantionekrieg (Foto : Einmarsch ereter US_ 
Truppenverbände bei Da Hang). 

Trotz dos erneuten Eskalierena ihrea Bowbonter­
rora gpgen die DRV Ende 1972 sehen sich die USA 
Rezwungen , am 27 . Januar 1973 das Pariser Viet ­
nam_Abkommen zu unterzeichnen und ihre Truppen 
a~s Südvietnam a b zuzieben . 

tklr von Frunkl-'eich 1946 e röf'1'nete Kolonialkrieg 
endet am 7. Maj ' 9,4 mit dem Sieg der vietname_ 
siechen Volks armee in Dien Bien Phu. Im Juli 
1954 f'olgt das Ganter Indochinn_Abkommen . 

" Trotz de s großon militärischen Engagements der 
USA (Truppenetärke 1968 1 540 . 000) kommt es nach 
großen Erfolgen der Bef'reiungeetreitkräfte im 
Juni 1969 zur Bildung der Provisorischen Revo­
~utionKren Regierung (PRR) Südvietnama. 

In Beantwortung der fortgesetzten US_Sabotage 
gegen das Pariser Abkommen und der Kriegapo l i _ 
tik Thieus vird 1975 ganz Vietnam befrei t. 
Am 30. April 1975 kapitu l iert Saigon, velch ea 
in Ho Chi Minh_Stadt umbenannt wird . 

desSieges--------~5 
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ten Südvietnam Geltung zu verschaffen . 

Punkt 4 fordert von allen Bürgern, Ordnung 
und S1cherheit zu achten sowie die Revolu­
tion zu unterstützen . Sie können ihrer Tä­
tigkeit nachgehen. 

Zu den ersten Gesetzen und Verordnungen der 
PRR in den neu befreiten Gebieten gehörten 
das Verbot von Plünderungen , der Verbrei ­
tung von GerÜChten, der Nichtablieferung 
von Waffen. Vergewaltigung und Flucht wurden 
unter schwere Strafen gestellt . Die neue 
Verwaltung SChloß in Saigon alle Bordelle 
und Nachtlokale und liquidierte die Schlupf­
löcher von Rauschgiftsüchtigen . Die Bevölke­
rung von Saigon soll in einer "Woche der 
Reinigung" die Häuserwände von Plakaten und 
Parolen der Marionetten säubern, Straßen und 
Kanäle reinigen; Berge von Schmutz und Ab­
fall wurden aus der Stadt gebracht . 

Punkt < erklärt, daß das von der Marionet ­
tenreg1erung zurückgelassene Eigentum unter 
der Verwaltung der PRR steht. 

Entsprechend hat die PRR z.B . die früheren 
Marionettenbotscbaften angewiesen, Inventar­
listen anzufertigen und Botscbaftseigentum 
sicherzustellen; die Regierungen der Länder, 
in die Angehörige der Marionettenregierung 
geflüchtet sind, wurden aufgefordert, Flug­
zeuge , Schiffe und sonstige "Transportmittel 
sowie Devisen und Gold der PRR auszuhändigen . 

unverzüglicben Fort-

S:~~~'~;~~b;~~:~:~:~~"~~f' Distributions- und V auf . 

Schon wenige Tage nach ihrer Befreiung ar­
beiteten in den Städten Südvietnams wie in 
Bue, Da Nang und Saigon die Rundfunk- und 
Fernsebstationen, deren Zerstörung durch das 
alte Regime meist von den Belegschaften ver­
hindert werden konnte". Der Hafen von Da Nang , 
einst größter Marinestützpunkt der USA, ist 
für die Handelsschiffahrt wieder geÖffnet. 
Der Flughafen Tan Son Nhut ist in Betrieb ; 
die erste Maschine mit den Hoheitszeichen 
der Republik Südvietnam (RSV) landete be­
reits. Die Wasser- und Elektrizitätswerke 
der großen Städte haben die Arbeit wieder 
aufgenommen. 
Die meisten Händler und Unternehmer Saigons 
haben sich in einem Treffen mit Repräsentan­
ten der PRR bereiterklärt, mit den Behörden 
zusammenzuserbeiten . 

~ßifd,,;'~~~~:~;;::t Förderung der Bauern bei .. der Produktion . 

Eine erste Hilfsmaßnabme , die bekannt wurde, 
ist der Einsatz entlassener Kriegsgefange ­
ner bei der Reisernte in der Umgebung von 
Bue - eine Maßnahme, die gleichzeitig eine 
Wiedereingliederung der Marionettentruppen 
in das normale Leben erleichtert . 

Punkt B verspricht die Öffnung aller kul­
turellen, wissenschaftlichen und technischen 
EinriChtungen , Schulen und KrankeDhäuser im 
Dienst der Bevölkerung . 

Schulen und KrankeDhäuser nahmen noch früher 
als die Fabriken die Arbeit wieder auf . 
Lehrer , die unter dem alten Regime unter­
richtete~ können ihre Arb~it fortsetzen, 
wenn sie die Ziele der PRR akzeptieren . Ge­
rade den Schulen und anderen Erziehungsin­
stitutionen wird eine wichtige Funktion bei ­
gemessen, um die schlimmste Hinterlassen­
schaft des US- Imperialismus - "durch Prosti­
tution verdorbene Mädchen und durch Rausch­
gift verseuchte Jugendliche", so Pfarrer 
Duong Than aus Da Nang - ,die große Zahl der 
heimatlosen , verwahrlosten und verwaisten 
Kinder für eine bessere Zukunft zu erziehen. 

verspricht die Verwirklichung der 

. ~~~:~i der PRR vom 25 . ;.1975 für die der Offiziere und Soldaten der 
Marionettenarmee und - verwaltung . 

Die PRR hat die meist in die Marionetten­
armee gepreBten Soldaten nach Hause geschickt; 
sie werden dort in den ProduktionsprozeB 
eingegliedert und nehmen wie jeder andere 
Bürger am Wiederaufbau des Landes teil. Die 
Offiziere der Armee sind in sogenannten Um­
erziehungslagern zusammengefaßt, wo sie mit 
der Politik der PRR vertraut gemacht werden 

und wo sie lernen müssen, auf ihre durch 
Kollaboration und Korruption erworbenen Pri­
vilegien zu verzichten . Sie erhalten einfa­
che Mahlzeiten , müssen selber waschen und 

putzen. 

d,n 

sowie die Gesetze Republik Südvietnam 
respektieren müssen . 

Im Unterschied zur Behandlung der evakuier­
ten Südvietnamesen in den USA, die z.T. eine 
Bürgschaft von mehr als ;.000 Dollar zahlen 
mußten, werden die Ausländer in Südvietnam 
korrekt behandelt. Beraubung, Inhaftierung , 
Mißhandlung , Ermordung - unter dem Hario­
nettenregime auch gegenüber oppositionellen 
Ausländern an der Tagesordnung - gehören nun 
einem finsteren Kapitel der Vergangenheit 
an , das endgültig zugeschlagen ist . 

Anmerkungen: 

1) Vgl . Antiimperialistisches Intormations­
bulletin Nr. 4/1975 . 

2) Die Informationen gehen zum Großteil auf 
Korrespondentenberichte der Nachrichten­
agentur ADN zurück . 

;) Neues Deutschland (ND) 5.5.1975 
4) Prankfurter Rundschau (FR) 7. 5.1975 
5) ND 30.4. 1975 
6) Süddeutsche Zeitung (SZ) 6 . 5.1975 



Indonesien 
1975 jährt sich zum zehntenmal eine der blu­
tigsten antikommunistischen Hetzjagden der 
Geschichte : Im September 1965 putschten in 
Indones i en rechtsgerichtete Militärs um Ge ­
neral Suharto gegen die nationaldemokrati­
sche Regierung Sukarno und eröffneten einen 
grauenerregenden Feldzug ~gen die demokra­
tische Bewegung. Zwischen 500 . 000 und 1 Mil ­
lioD Menschen fielen ihm zum Opfer . 
Eine fanatische antikommunistisChe und den 
i mperialistischen Mächten e rgebene Militär­
diktatur kennzeichnet das Indonasien der Ge ­
genwart . 
Der Bonner Regierung waren die ' stabilen po­
li~ischen Verhältnisse ', für welche das Su­
harto- Regime Sorge trägt , im Jahre 1974 ei ­
ne staatliche Kapitalhilfe in Höbe von 160 
Nio DM wert und zwar unter Vorzugsbedingun­
gen : 30 Jahre LaUfzeit , Zinssatz 2%. Die 
bundesdeutschen Konzernspitzen schwärmen 
überdies vom Rohstoffreichtum des Inselstaa­
tes und von Suhartos "WirtschaItspolitik 
der 'offenen Tür '" (Handelsblatt , 4. . 1 . 1974.) . 
Seit 1974 rangiert die BRD in Indonesien 
hinter Japan und den USA als Waren- und Ka-

- pitalexporteur an dritter Stelle . Erst 
jüngst , im April 1975 , wurde zum Zwecke ei ­
ner noch stärkeren Zusammenarbeit in der 
Hauptstadt Indonesiens , Djakarta , eine 
"Deutsch- Indonesische Industrie - und Han­
delskammer" aus der Taufe gehoben . Ihr ge-

Sudiman Satiadjaja 

Die Politik des Ausverkaufs 
unter dem Suharto-Regime 
Seit dem Putsch vom Oktober 1965 herrscht 
in Indonesien ein Militärregime . Dieses Re­
gime vertritt die Interessen der Ausbeuter­
klassen : der Kompradorenbourgeoisie, der 
Gutsbesitzer , der kapitalistiSChen Bürokra­
tie . 
Folglich ist dieses Regime , an dessen Spitze 
General Suharto steht , seinem We sen nach 
ein volksfeindliches , antidemokratisches Re­
gime . Es führt eine antikommunistische Un­
terdrückungspolitik gegen alle patriotisch 
eingestellten Menschen. 

Aufhebung der demolcratisdlen Agrarreform 

Mit Gewalt und Terror hat das Regime den 
Bauern das Land weggenommen , das diese im 
Ergebnis der vor dem Oktober 1965 - auf 
Initiative "der Kommunistischen Partei Indo­
nesiens (KPI) - durchgeführten Agrarreform 
erhalten hatten . Die rechten Militärs gaben 
den Gutsbesitzern das Land zurück . Auf dem 
Dorf wurde das halbfeudalistische Ausbeuter­
system restauriert . Außerordentlich geför­
dert wurden die bürokratischen Kapitalisten, 
die in Stadt und Land Betriebe besitzen und 

hören nach offiziellen Angaben derzeit 167 
Mitgliedsfirmen beider Länder an . In ihrem 
sechsköpfigen Vorstand sind u . a . Siemens 
und Hoechst vertreten (vgl . Handelsblatt , 
29 . 4 . 1975) . 
Für Schlagzei l en in der Weltpr esse hatte 
im Januar 1974 ein für Indonesien im l etzten 
Jahrzehnt neuartiges Ereignis gesorgt , als 
anläBlich des Besuches des japanischen Mi ­
nisterpräsidenten Tanaka in Djakarta 500 . 000 
Menschen mehrere Tage lang demonstrierten . 
Die Protestak"tionen richteten sich gegen 
den "Ausverkauf Indonesiens" an die imperia­
listischen Konzerne - unter ihnen nehmen 
die japanischen den ersten Platz ein - und 
gegen die damit verbundene Unterdrückungs­
politik und Korruptheit des Suharto- Regimes . 
Der im Exil lebende indonesische Journalist 
Sudiman Satiadjaja nimmt in dem nachsteben­
den Beitrag eine Einschätzung dieser Politik 
des Ausverkaufs, der neokolonialistischen 
Durchdringung Indonesiens vor . Zum besseren 
Verständnis fügen wir eine Auswahl politi­
scher , historischer und sozialökonomiscber 
Daten bei. 
In Kürze werden wir in weiteren Indonesien­
Beiträgen über die soziale Lage der Werk­
tätigen , über die Situation der politischen 
Gefangenen und die Entwickl ung der Wider­
standsbewegung berichten. 

Dia Fal lschirmjäger trupp e RPKAD tat sieh a l s Vorhu t 
der antikommun i s ti s chen Massaker unter Suha rto hervor. 
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zum Großteil aus Militärs zusammengesetzt 
sind . Die Plantagen , die nach der Verkündung 
der Unabhängigkeit im Jahre 1945 nationali­
siert worden waren , erstattete das Regime 
an die alten Besitzer - ausländische Kapi ­
talisten - zurück. Und mehr als das : Heute 
zwingt das Regime die Bauern immer häufiger 
dazu, f~chtbaren Boden für einen sehr nied­

rigen Preis zu verkaufen . Dieses J~nd ver-

T.rritorium, 8nölkerung, Admlnl.tration : 
Offizielle Bezeichnung: Republik Indonesie. 
Das 13 . 677 Inseln - 6 . 040 sind bewohnt -
umfassende Staatsgebiet Indonesiens (I . ) hat 
eins Gesamt fläche von 1 . 908 Mie qk:m - nahe­
zu achtmal so groB vie die BRD. Beiderseits 
des Äquators selegen , bildet die indonesi­
sche Inselwelt bei einer Ost- West- Ausdeh­
nung von 5 .000 km eine Brücke zwischen dem 
asiatischen und australischen Kontinent . 
Vorherrschend ist ein tropisches , feucht­
heißes Klima bei einer durchschnittlichen 
Temperatur von 30 Grad Celsius. 
6476 des Landes sind mit 'Wald bl!deckt . 
Mit 130 Mio Einwohnern zählt Indonesien zu 
den 5 bevölkerungsreichsten Ländern der Welt . 
Die BeVÖlkerungsdiChte pro qkm schwankt 
zwischen 610 auf der Insel Java (Djawa) und 
2 auf der Insel Westirian . 
Das jährliche Eevölkerungswachstum liegt 
bei etwa 3%. 

stärkste von insgesamt 100 ethnischen 
sind die Javaner mit 80 Mio . Weite­

starke Volksgruppen sind die 
und Malaien . Die Chi -

d.r 

Fast ~ der Bevöl ­
; außerdem gibt es 

Indo­
und holländisch dienen als 

Sen ; 100 Sen . 1 Rupiah , 
, - DM (Dezember 1974) 

Das Land ist i n 21 Verwaltungsprovinzen un­
terteilt . Gemäß der am 17. 8 . 1945 ausgerufe­
nen Verfassung ist Indonesien eine unab­
hängige Präsidialrepublik. Von 1945-1 967 war 
Sukarno . seit März 1967 ist General Subarto 
Staatspräsident . 

pachtet das Regime an ausländische ~onopo­
listen. 
Somit gibt es im indOD.Ssischen Dorf nicht 
nur halbfeudalistische, sondern 6uch kaP1-
ta.listische Ausbeutung - inländische und 
ausländische . 

Politik d.r "offen.n Tür" 
Alle ausländischen Werke und Betriebe, die 
nach 1945 nationalisiert worden waren, wur-

Ge.midlte: Von 1602 blS 1942 befand S1cn 
Indonesien unter niederländischer Kolonial­
herrschaft , die zwischen 1942 - 1945 von 
der militärischen OkkUpation durch don ja­
paniSChen Faschismus abgelöst wurde . Die 
nationale Befreiungsbewegung prokls.m.ierte 
sm 17. 8 . 1945 die Republik Indonesien und 
kämpfte 2 Jahre mt Errolg gegen die m.lli ­
tärische In~ervention Großbritanniens und 
Holls.nds . 

Präsident Sukarnos antiimperialistiscbe Au­
ßenpolitik der Nichtpaktgebundenheit rand 
ihr innenpolitisches Gegenstück in der Ver­
kündung der Prinzipien der "gelenkten Demo­
kratie" im Jahre 1957. Ihnen entspra.ch die 
Zusaomenarbeit aller na.tionaldemokratischen 
Kräfte , von progressiven Teilen der nationa­
len Bourgeoisie bis bin zur Kommunistischen 
Partei , unter Führung von Sukarnos Nationa­
ler Partei . Perner setzte Sukarno die Natio­
nalisierung des Verkebrs- , Nacbrichten- und 
Energie~esens , der Zinnbergwerke, zahlrei­
cher holländischer Industrieunternebmen und 
Banken , später auch britiSCher und amerika­
nischer Konze rne durch . Seit Beginn der 
60er Jahre spitzten sich die wirtscha!tli­
chen Schwierigkeiten des Landes zu : Di e Aus ­
landsschulden stiegen auf 2 Mrd Dollar an , 
begleitet von einer wachsenden Inf lation 
und Arbeitslosigkeit . 
Eine rechtsgeriChtete Offiziersgruppe um Ge ­
neral Suharto nutzte diese Situation sm 
30 . 9 .1965 zu einem Putsch , bei dem sie die 
beetehenden politischen ~achtorgane gewalt ­
sam zerschlug . In sogenannten "SäUberungs ­
aktionen" wurden eine halbe bis eine ~i l -
1ion Mitglieder und Anhänser der Kommunisti ­
schen Partei Indonesiens (KFI) liquidiert. 
Bunderttausende verschleppte man auf ent ­
fernte Inseln und in Konzentrationslager . 
Nach Schätzungen einer internationalen Juri­
stenkommission sind in etwa 300 Konzentra­
tionsla~rn noch immer etwa 120 . 000- 150 . 000 
Demokraten ohne Gerichtsverfahren eingeker­
kert . 



-

den wieder den alten Bes i t zern über geben . 
Und vi e l e staatlicbe Betriebe , darunter aucb 
die Erdölges ellscbaft "Pertamina", befinden 
s ich fakt i s cb in den Händen der bürokrati­
scben Kapitalisten aus den Reiben der Mi l i ­
tärs . 
In Indonesien gewinnt j e t zt das halbfeuda­
lis ti scbe und kapitali stiscbe Ausbeutungssy­
stem - und besonders das l e t zt ere - die 

ALLGEMEINE DATEN 

Polltl.6Ie. Sy. tem : Präsident Sukaroo wurde 
bis zum Mär z 1967 achrit tweise en tmachtet . 
Putschgeneral Suharto rückte in die Posi ­
tionen des Staatspräsi denten , des Oberkom­
mandierenden der StreitkrUte und des Vor­
sitzenden der höchsten staatlichen Institu­
tion , des Beratenden Volkskongresses (920 
Mitglieder) • 
In einem Wahlgesetz vom November 1969 wurde 
Suharto ermäcbtigt , 3}'; der Mitglieder des 
Volkskongressss zu "ernennen". Ferner kann 
er in "Krisenzeiten" nach Belieben Gesetze 
durch Regierungsverordnungen ersetzen . 
Nach dem offiziellen Verbot der KPI 1966 , 
der Zentralgewerkschaft SOBSI und anderer 
demokratiscber Massenorganisationen sChl oB 
das Suharto- Regime 1971 bei den ersten Nach­
wahlen zum Parlament (es setzt sich aus dsr 
Hälfte der Yol kskongre ss- Mitglieder zusam­
men) zunächst ei~al ca . 15 Mio Indonesier 
von den Wahlen aus - wegen ehemaliger Mit­
gliedscbaft in der größten Partei des Lan­
des, der KPI (1965 rund } Mio Mitglieder) 
oder i n ihren Massen- bzw. Bündnisorganisa­
tionen wie beispielsweise der SOBSI (ehemals 
6 l'Iio l'Ii tglieder) . Zudem schloB das Regime 
7}0 Kandidaten von den Wahlen aus und erließ 
"12 Gebote der Wahlkemp,ffübrung", welcbe je­
de Kritik an Suhartos 'Aufbauprogramm" 
strengstens untersagen . So läßt sich ein Pro­
zeß der ständigen Zurückdrängung der formal 
nocb verbliebenen 9 islamischen , christli ­
chen bzw. national - konservativen Parte ien 
beobacbten. An ihre Stelle trat die im Okto­
ber begründete offizielle Ständeorganisa­
tion "Sebker Golkar", die sicb aus Armeean­
gehörigen wie anderen Staatsbeamten und - an­
gestellten zus~ensetzt . 
Die KGolkarh - Gruppierung erreichte 19?1 
schließlicb 62 ,~ der abgegebenen StimQen. 
Nacb den ersten Wahlen zum YolkskongreB 197} 
hatte die Armee durch Suhartos direkte Er ­
nennung 277 und über die "Golkar"-Orgeniss­
tion 458 Mandate , also faktiscb 735 von ins­
gesamt 920 Sitzen inne . 
Wimchaft : Als rüc kständiges Agrarland ist 
Indoneaien wicbtiger Exporteur landwirt­
sCbaftlicber Produkte (Kautschuk, Tabak, Tee , 
Kakao , Gewürze , PalmÖl) und Rohstoffe (Erd­
öl , Zinnerz , Bauxit) . Aus Indonesien koltllsn 
75'; des in ganz Südostasien geförderten Erd­
öls . Im Abbau von Zinn liegt lndoneaien an 
2 . Stelle der Weltproduktion . 
Die reicben Bodenscbätze des Landes (u . a . 
auch Erdgas , Steinkohle , Uran , l'Iangan und 
Eisen) werden nacb den Reprivatisierungsmaß­
nahmen Suhartos fast ausschließlicb von Aus­
landsmonopolen ausgebeutet . Japanische Fir­
men beherrscben überdies den Einscblag und 
Export von Edelbölzern auf Boroeo (auch Ka­
limantan genannt) . Seit 1967 ein neues Ge­
setz zur Be~stigung ausländischer Kapital­
investoren ~nkrafttrat , stiegen die Aus-

Oberband . Die bürokrati sche Bourgeoisie 
verwandel t s icb i n Großkapi talisten . 
Die Außenpoliti k de s indonesi s cben Regimes 
is t nach Ves t en , au.! di e "Hilfe" der Impe­
r i ali s t en or ient iert . Das ist nicht nur aus 
den obengenannten Fakten ers icbtlich , son­
dern auch aus der Politik der "offenen Tür " 
gegenüber Kapitalanlagen ausländischer Mo­
nopolisten in Indones ien und aus deren "Hi l -

landsinvestionen von 1 , 3 I'Ird Dollar auf } , 4 
l'Ird Dollar i m J ahr 1974 . Parallel wuchs die 
Auslandsverschuldung von rund 2 Mrd Dol l ar 
1965 auf 1970 rund } , 5 l'Ird Dollar an. Durch 
das koloniale Erbe und die Vonnacbtste llung 
der Auslands konzerne bleibt Indonesien aucb 
trotz des rapiden Anstiegs der öleinkünfte 
als billiger Rohstofr liefe rsnt sn die im­
pe rialistischen GroßmäChte geket te t . 
607' der erwerbsfälugen Bevölke rung sind in 
der Landwi rtschaft beschäftigt und erbr i n­
gen ca . 50,; des Nationaleinkommens . Die Land­
wirtschaft trägt mehrheitliCh f eudal en Cha­
rakter , doch s et zen sich kapitalist i sche 
Produktions- und Eigentumsverhältnisse zu­
sehends durcb . Etwa GQ,; der Bauer n s ind ohne 
Bodenbesit z . 66% der Landbesitzenden ve r fü­
gen über weniger als 0 , 5 ba Boden . Der 
Pachtzins de r sehr zahlreichen, Naturalpäch­
ter beträgt zwiscben 50-?~ des Ernteertra­
gps . Neben den bäuerlichen Kleinwi rtschaf ­
ten (12 Mio ha) sind die modernen kapita­
listiscben Plantagenwirtschaften vorherr­
scbend C2 , } Mio ba) . 1956 befanden s i ch 
1 . 558 Plantagen in ausländischem Besitz , von 
denen bis 1960 ~ in staatliChes Ei gentum 
überführt , j edocb 1966/67 wieder an die al­
ten Privatbesitzer zurücker stattet wurden . 
Zu den scblimmsten Folgen von Suhartos Po­
litik des nat i onalen Ausverkauf s zähl t heut e 
eine ArbeitSlosenquote von 20-40%, ein enor­
mes Ansteigen der Landflucbt und der El ends ­
vierte l (90,; der Einwohner Dj akert as l eben 
in Slums oder slumähnlicben Siedlungen) 
sowie eines der niedrigsten PrOkopf- Ei nkom­
men der Welt von rund 90 Dollar (1970 : 7' 
Dollar) . 
AuBenpolitik : Obgleich sicb das Suharto­
Regime verbal zu einer unabbängigen Außen­
politik bekennt , die angeblich "konsequent 
antiimperialistiscb und antikolonialistiscb" 
sein und den "nationalen Interessen" di enen 
soll , wurde mit einer "Politik der offenen 
Tür" für die imperialistischen Konzerne i n 
Wirklichkeit die Abbänsigkeit von den West ­
mächten USA, Japan , BRD etc . ständig ver ­
stärkt . 
Auf Initiative Wasbi~ons gründeten die 
wichtigsten Kapitalglaubiger l ndonesien 
1966 den "rokio- Klub" , dem die USA, Jap 
die BRD, Holland , Frankreich , Groabrit~len 
Italien , Kanada , Australien , Schweiz ~d 
Österreich angehören . Die zweical im Jahr 
stattfindenden Tagungen beraten in der Re ­
gel , auf der Grundlage von wirtSChaftspoli ­
tischen ReChenschaftsberichten der indone ­
siscben Regierung , über die Stundung der 
Scbuldenrückzahhmg sowie über die Festle­
gung der Finanz "hilfe " und deren Auf te i lung 
unter den Mitgliedern des "Tokio- Klubs " . 
Die BRD leistete 1974 unter Yorzugsbedingun­
gen 160 Mio DM an derartiger Finanz"bilfe " . 
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Die indonesische Junta be:l der Abnahme e iner Mi.litäparadelv. 1. n. r . J ' 
d e r Vor sitzen de des Volkskongresse s Nasution , Staat spräs iden t Suharto und General Wirahadihuauma . 

fe" in Form von Krediten , die das Regime 
als Hauptstütze des Aufbaues in Indonesien 
be trachtet . 
Von 1967 , d . h . sei t der Schalfung des Ge­

se tzes über ausländische Investitionen, bis 
zum 1 . Halb jahr 1974 betrugen die ausländi ­
schen Kapitalanlagen in Indonesien 3, 261 l1rd 

Dollar . Sie repräsentierten 714 Objekte . 
Dieee Ziffern wachsen schnell sn : Bereits 
im Mai 1974 e rreichte man ein I nvestitions­
volumen von 3,378 Mrd DOllar , die 727 Ob­
jekte umfassen! 
Unter Objekten sind hier vor allem zu ver­
stehen: Vorhaben in der Leichtindustrie und 
andere Objekte , die schnell Profite abwer­
fen , wie z .B. Textilfabriken , Elektroappa­
ratewerke , Fruchtsaftproduktion , oder Ob­
jekte in der Land- und Forstwirtschaft , Aus­
beutung von Bodenschätzen , Errichtung von 
Hotels und Touristenzentren usw . Da das Pri­
märprodukt eingeführt , der Hauptteil des Ge­

winns jedoch ins Ausland gebracht wird , 
dient Indonesien lediglich als ~eferant 
billiger Rohstoffe und Arbei tskräfte . 

In l etzter Zeit ist Japan zum größten In­
vestoren in Indonesien geworden . Seine Ka­
pitalanlagen betragen annähernd 1 Mrd Dol ­
lar , di e in 151 sehr verschiedene Objekte 
fließen . SODit vermochte Japan die USA in 
diesem Lande hinsichtliCh der Kapitalanla­
gen zu überholen . Die Kapitalanlagen der USA 
belaufen sich auf 956 ,4 Mio Dollar , die in 
117 Objekte fließen . Heben den USA und Ja­
pan legen bekanntlich auch Holland , West­
deutSChland , England , Frankreich , Italien , 
Belgien , Kanada und andere kapitalistische 
Länder ihr Kapital in Indonesien an . 
Was das nationale Kapital anbelangt , so er­
reichte es von 1968 bis 1974 die Summe von 
1 , 362 Hrd Ruppien - das sind etwa 300 Mil-

Dollar . 

Raubbou an den Naturreichtümem 
Aus den genannten Ziffern geht hervor , daß 
das ausländische Kapital das inländische Ka­
nital übertrifft . Hit anderen Worten: Die 
Wirtschaft Indonesiens befindet sich unter 
der Vorherrschaft ausländischer Honopolisten . 
Wie kann man da davon sprechen , daß die aus­
ländischen Investitionen beim Aufb au des 
Landes helfen? 

Das Regime erhält auch "Hilfe " i n Porm von 
Krediten aus den kapitalistischen Ländern . 
Im Verlaufe von 7 Jahren (1967 - 1974) be­
trug die "BilIe" etwa 5 f1rd. Dollar! Diese 
''äilfe'' sollte für die Verwirklichung des er­
sten Fünfjahrplanes verwendet werden , in des­
sen Mittelpunkt der AuIbau auf dem Gebiet 
der Landwirtscbaft steht , insbesondere die 
Steigerung des Aufkommens an Reis - des 
Hauptnahrungsmittels . Jedoch weisen die of­
fiziell en Angaben folgende Zahlen aus : 1965 
importierte Indonesien 193 .000 t Reis, und 
1973 gar 1. 400.000 t . Die Produktion von 
Erdöl, die sich unter der Leitung der staat­
lichen Erdölgesellschaft "Pertamina" befin­
det , sank im Mai 1973 auf 152 .000 Barrel pro 
Tag , gegenüber 1 .000 .004 Barrel pro Tag zu 
Beginn desselben Jahres , während die ameri­
kanische Erdölgesellschaft "Caltex" 1 Hillion 
Barrel pro Tag fördert . Darüber spracb der 
Minister Mohammed Sadli, der für Angelegen­
heiten des Abbaus von Bodenschätzen verant­
wortlich ist . Obwohl die "Pertamina" als 
Besitzer auftritt, der die Erdölfelder andq­
ren Monopolen zur Ausbeutung abtritt , för­
dert sie selbst wenig Erdöl . Und heute im­
portiert Indonesien sogar verschiedene Arten 
von Treibstoffen , wie z . B. Turbinentreib­
stoff , Kerosin, Solaröl , Dieael-Treib- und 
Brennstoff . Wenn 1974 die ErdÖl- Einnahmen 
Indonesiens angestiegen sind , so nicht durch 
ein Ansteigen der Fördermenge , sondern durch 



die Erhöhung der Preise. 

folgen wirtscnoftlicner "Hilf." 

Der erste Fünfjahrplan war nicht in der La­
ge , die endlose Inflation und Preisscbraube 
für die 9 wichtigsten Warenarten - Reis , 
Fisch, Butter , Zucker , Salz , Petroleum , Sei­

fe ! Textilien und die einheimischen "Batik"­
Stoffe - zu beenden . Durchschnittlich haben 
sich die Preise für diese Waren in den Jah­
ren 1966 - 1973 um das Zehnfache erhöht . Auf 
diese Weise sinken die Kaufkraft und 'der 
Lebensstandard des Volkes . Hinzu kommt , daß 
die Arbeitslosigkeit im Lande schnell 

- in der sogenannten "Hilfe ", die Indonesien 
besonders in wirtschaftlicher H'nsicht in 
eine immer tiefere Abhängigkeit vom Im­
perialismus fUhrt , der selbst eine tie fe 
Krise durchmacht . 

Protelte gegen Tanoko-Sesucn 

Trotz der fortgesetzten Repressalien treten 
im Lande immer mehr Menschen gegen das 
herrschende Regime auf . In der gegenwärtigen 
Etappe konzentrieren sich die Aktionen der 
Volksmassen gegen die Politik der wirt­
schaftlichen Abhängigkeit Indonesiens von 
den ausländischen Monopolisten . Diese Politik 

BRD-Konzerne 
. 

Indonesien-Geschäft Im 
Prlul, OI"ttlnvHlltl,n'n Einen beachtlichen Umfang Aul indonesischer Seite bo· 

DREH' 
In MIII. DM hat dagegen die deutsche öf· steht neuerdings die Bereit-

30.6. '4 30.6. 73 fentliche Entwicklungshilfe schaft, das Investitionsklima 
J apan 193,0 1'0,5 für Indonesien sowie die Be- durch neue Bestimmungen 

SCHEIBE Indien 172,6 170,3 reitstellung "" privaten, und zusätzLiche Erleichterun-
SlnllDur 87,7 88,7 aber staatlich abgesicherten gen für den Investor zu ver· 
Indoneslen 63.3 36.5 Krediten .• _ bessern . Helnridt H. Krall TbaHand 24,3 20.5 
Mal_flla 25,8 13,1 
Honltonl 2o,g tU AUSFUHR MACH OSTASIEN 
Korea (SOd) 17,7 20,4 (nlch Yerbrauchslandtm) 
Vietnam (SDd) 15.7 '" Januar - Naumb" (In Mlll. DM) 
'taiwa n 12,2 1D.3 

V"lInd"un, 
191' UH In 'I. 

OSTASIEN- Jap~n 2 999,0 2512,3 + 19,4 

HANDEL 
VR C/ljn~ 969,0 753,7 + 28,6 
Indien 839,9 638,0 + 31,6 
Indonnlen 762,0 465,0 ±-w 

Die seit 1952 von deutscher Tal ..... n 728,7 520,7 + 40,0 
Seite vorgenommenen priva- Slnupur 598,8 428 ,0 + 39,9 

<on Direktinvestitionen ;n Honlkonl 526,3 560,6 - ••• Malay.la 482,6 245.4 + .... In don zwölf Monaten bis Indonesien sind "nn 31,2 Tha iland 452,7 325,7 + 39,0 
'um 30. Juni 1914 sind die Mill. DM Ende 1972 auf 63,3 Phlllppinen 330,9 198.6 + 66,5 
deutschen privaten Anhtgen MB\. DM nm 30. Juni 1974 Korea (SQd) 300,0 235, } + 27,6 

besonder~ st!lrk gestiegen ;n gestiegen. So erfreulich die- Nordkorea 201,5 92,9 + 116,9 
Banlla Desh 149,0 160,4 - '.' tndonesien, Japan, Süd-Viet- se Zunahme auch sein mag, Ceylon 73,7 35,6 + 107,0 

nam, Malaysia und Hong- ,n ist doch damit Deutsch- Burma 29,3 36,1 - 23,1 
kongo Sie nahmen ab in Sin- land gegenüber anderen SOd-Vlt tnam 23,6 21,0 + 12,4 

gllpur und Süd·Korea. Ländern stark im Rückstond. 
NOrd-Vietnam 17,8 ,., + 212,3 

(aus: tlbersee-Rundschau, Nr a 2/März 1975) 

wächst; 6 Mio Arbeitslose und. 15 Mia Unter­
beschäftigte (bei etwa 40 Mio Arbeitsfähi­
gen, d . Red . ) gibt es heute in Indonesien . 
Das Fazit; Der erste Fünfjahrplan , der sich 
auf die "Hilfe"· der Imperialisten stützte . 
hat es nicht vermocht , die Gesundung der 
Wirtschaft des Landes herbeizuführen . 
Die Ursachen für die Mißerfolge beim wirt­
schaftlichen Aufbau des Landes sind insbe­
sondere in folgenden Tatsachen zu suchen; 
- in der unbegrenzten Ausbeutung durch die 

ausländischen Monopolisten ; 
- in der groBen Schwäche des nationalen Ka­

pitals ; übertrifft doch die Anzahl der aus­
ländischen Unternehmen die nationalen und 
staatlichen Betriebe um ein Vi e lfaches ; 

- in der Korruption großen Ausmaße s (30 % 
des Bruttosozialproduktes landen in den 
Taschen der korrupten Elemente); 

führt d.as LaIla ollewruna.lg 1n elne we ltere 
Wirtschaftskrise. 
Die Demonstration im Januar 1974 , an der ei­
ne halbe Mil l ion Menschen teilnahm, war ein 
Höhepunkt im Kampf des Volkes gegen die 
Herrschaft der ausländischen Monopolisten . 
Das Regime war gezwungen , diesen Fakt anzu­
erkennen . Es mußte über die Notwendigkeit 
der Normallsierung der ökonomischen Bezie­
hungen mit den sozialistischen Staaten spre ­
chen . Gleichzeitig jedoch hat Suharto s elbst 
unterstrichen , daß das durchaus nicht eine 
Veränderung der Außenpolitik seines Regimes 
bedeute . 

Dan indonesische Volk kämpft weiter gegen 
die Herrschaft der Reaktion und des Imperia­
lismus , für wahre Unabhängigkeit , Demokra­
tie und Fortschritt . 
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Palästina Ilsrael 
Der Autor dieses Artikels , Dr . Israel Shahak , ist Professor für organische Chemie an der hebrä­
ischen Universität von Jerusalem und Vorsitzender der Israeliscben Liga für Menschenrechte . 
Dr . Shabak beschreibt vor allem die Repressalien der israelischen Regierung gegen die Palästinen­
ser in den seit 1967 okkupierten Gebiete n , die von Zwangsvertreibung , Einschränkung jeglicher 
demokratischer Rechte über kollektive Bestrafungen bis zu Folterungen reichen . Er prangert die 
Brutalität und den Terrorismus des Besetzungeregimes an und kommt zu dem SChluß , daß die is­
raelischen Juden und die meisten Juden in der Wal t "einen Prozeß der NazLfizie rung durchlau­
fen" . 
Di e Au ssagen Dr . Shahaks werden be stäti gt von der Menschenrechtskommission der Ver einten Na­
tionen, die die unrechtmäßigen und krimine llen Aktionen Israels in den besetzten Gebieten ver­
urteilte . Schon 1968 war von der UNO ein Sonderkomitee zur Untersuchung dieser Vorgänge ein­
gerichtet worden . Obwohl die herrschenden Kreise Israels alles taten , die Nachforschungen des 
Komi t ee s zu verhindern , gelang es , wichtige Fakten zusammenzustellen . Sie beweisen , daß Is­
raels Politik der gewaltsamen Annexion den allgemein anerkannten Normen des Völkerrechts wi­
derspricht und eine ge rechte politische Lösung des Nahost- Konflikts verhindert . 

Dr.lsrael Shahak 

Die israelische Unrechtspolitik gegen die Palästinenser 
Meiner Meinung nach ist das israelische Be­
satzungsregi me in den eroberten Territorien 
keineswegs liberal ; es ist in Wirklichkeit 
eine s de r grausamst en und repressivsten Re ­
gime s moderne r Zeiten . 
Vi e lle icht können wir mit einem einfachen 
Problem anfangen ; Die Zahl der heute in den 
bese tzten Gebieten lebenden Palästinenser 
beträgt etwas über eine Million . Vor der 
isr aelischen Erob erung lag die Zahl der dort 
ansässige n Palästinenser be i eineinhalb Mil­
lionen , plus ca . dre i hunderttausend Verwand­
te , die zeitweilig in anderen Ländern arbei­
t e t en . 
Das erste, was die Besatzungsmacht tat , war 
e i ne mit allen Mi t teln durchgeführte Massen­
vertre i bung der Palästinenser aus ihrer Hei ­
mat - sei es mit brutaler Gewalt , sei es 
durch vorgeblich "humane" Methoden . Anders 
als die Vertreibung einzelner , auf di e ich 
später zu sprechen komme, wurde diese Mas ­
senvertreibung durchgeführt, bis König 
Ru sse i n die Brücken sperrte . Es gibt nahezu 
keine palästinensische Familie , die von die­
s e r "Politik" ni cht betroff en ist : Eltern 
wurden von Kindern , Brüder von Brüdern und 
Schwestern ge trennt , kurz , die Familien sind 
von nahezu unbeschreiblichem menschlichem 
Le i d be troffen ( ••. ) . 
Menschen , die in Jerusalem geboren sind und 
den größten Te il ihres Lebens dort verbrach­
te n , dürfen i n ihre eigene Stadt , das "ver­
e i nte" Je rus alem, nicht zurück , um sich dort 
wi eder anzusiedeln , es sei denn , daß es sich 
um Juden hande lt . ( . . . ) 
Die EinriChtung, di e von allen Arten von 

"Heuchl ern a l s "Sommerbesuche " angepr iesen 
wird, führt nur dazu , das Problem zu ver-
schärfen : Brüder dürfen einander be suchen 

und Kinder ihren Vater . Natürlich wird das 
Heimweh für sie überwältigend und dann sagt 
man ihnen ; Ihr wollt wieder zusammenleben? 
Bitte , das könnt Ihr doch . Aber auf der an­
deren Seite des Flusses Jordan ! Auf diese 
Weise dient scheinbarer Liberalismus der 
wahren Absicht der israelischen Regierung ; 
der Vertreibung der Palästinenser aus ihrem 
eigenen Land . 

Demokratische Rechte 

Nicht nur politische Parteien sind verboten , 
sondern sogar Vereinigungen wie Gewerk­
schaf ten , Studenten- und Kultul."Verbä.nde . 
Palästinenser dürfen nicht demonstrieren , 
nicht streiken und noch nicht einmal ihren 
eigenen Laden als Protestmaßnahme sChläeßen , 
obwohl man sich wohl kaum eine friedlichere 
Form des Protestes vors t ellen kann . 
Ich zähle diese Tatsachen nicht nur deshalb 
auf , weil ich sie schärfstens verurteile 
und entschiedener Gegner solcher Maßnahmen 
bin , sondern vor allem, um zu betouen , daß 
in ihnen die Wurzel des palästinensischen 
Terrorismus begründet ist . Und obwohl ich 
jeglichen Terrorismus verurteile - sei es 
palästinensischer oder israe lischer , wobe i 
letzterer allerdings auf grund der Zahl de r 
unschuldigen Opfer gewichtiger ist - laste 
ich den Hauptteil der Verantwortung der is­
raelischen Regie rung an . Es ist schlie ßlich 
nur natürliCh , daß ein Volk , dessen bloße 
Existenz ge l eugnet wi rd , dem di e einfachsten 
Familien- und Menschenrechte_verweigert wer­
den und das nicht das Recht hat , e i nen poli ­
tischen Kampf zu führen , andere Kampfformen 
wählt . Manche Formen müssen fre i l i ch. ent ­
schieden abge l ehnt werden. 



Verletzung der Genfer Konvention 

Darüber hinaus verletzt Israel in den erober­
ten Gebieten schamlos und zynisch die Gen­
rer Konvention . Die gleichen Leute, die die 
Frechheit besaßen , sich auf die Genfer Kon­
vention - die Kriegsgefangenen betreffend -
zu berufen, als sie durch die Syrer verletzt 
wurde , die gleichen Leute SChwiegen und 
schweigen, wenn Israel flagrant den vierten 

Abschnitt der Genfer Konventionen von 1949 
verletzt, in dem der Status von Bewohnern 
besetzter Gebiete festgelegt wird . Von den 
vielen Verle tzungen will ich nur drei nennen, 
die auf der Basis einstimmiger Einigkeit in 
Israel begangen werden . 
Nehmen wir zum Beispiel die Sprengung von 
Häusern und andere' kollektive Bestrafungen. 

Die Tatsachen sind wohlbekannt : Wenn die Be­
satzungsmacht einen Verdächtigen verhaftet , 
wird der Befehl , das Haus , in dem er lebte , 
zu zerstören, noch vor der Gerichtsverhand­
lung gegeben , manchmal sogar noch bevor er 
"offiz iell " unter Anklage gestellt wird . 

Manchmal ist es das Haus seiner Familie, 
manchmal nicht . Manchmal werden noch "Ve r ­
feinerungen" eingeführt: Alle Bewohner des 
Dorfes werden gewaltsam auf einem nahe gele ­
genen Hügel zusammengetrieben, um die "Er­
ziehungsmaßnahmen" mitanzusehen . Es muß be­
tont werden, daß solche Maßnahmen zutiefst 
barbarisch sind . 
Leute , die sogar nach Ansicht der Behörden 
unschuldig sind , werden enteignet . Kinder, 
Al te , Frauen, Kranke und Krüppel werden alle 
zusammen auf die Straße geworfen , egal bei 
welchem Wetter . Das ist ein Beispiel der 

kollektiven Bestrafung, die ausdrücklich 

durch die Genfer Konvention verboten wurde 
und natürlich auch gegen jegliches elementa­
re Gerechtigkeitsempfinden verstößt . Mehr 
als einmal hatte ich im Rahmen meiner Funk­
tionen Gelegenheit , mit einer solchen Fami ­
lie in den Ruinen ihres Hauses zu sitzen. 
Und nichts hat mich mehr vom barbarischen 
Charakter unseres Besatzungsregimes über­

zeugt , als der Anblick der Kinder in den 
Ruinen ihres Hauses . ( ••• ) 
Meiner Meinung nach zeigen alle die kollek­
tiven Bestrafungen sowie die Rechtfertigungs­
versuche, in welchem Maße der Staat Israel 
zunehmend die Wertvorstel l ungen und Auffas ­
sungen des Antisemitismus adaptiert hat . C .. . ) 

Vertreibung Ein :r.elner 

Ich habe bereits von den Massenvertreibungen 
gesprochen, die 1968 unterbrochen wurden , 
nachdem König Bussein seine Zusammenarbeit 
aufgekündigt hatte . Aber die Vertreibung der 
Menschen geht weiter . Hier wiederum ist die 
Geschichte ganz einfach. Die Behörden kommen 
mitten in der Nacht zum Haus eines Mannes . 
Sie geben ihm eine halbe Stunde Zeit , seine 
Sachen zu packen ; während dieser Zeit stel­
len sie sicher , daß weder er poch seine Fa­
milie Kontakt nach außen aufnehmen können . 
Eine Gruppe solcher Leute wird ins Jordan­
tal gebracht und dort mittels Schlägen und 
Schüssen (wobei sie sogar durch die Schläge 
verwundet werden) gezwungen , den Jordan zu 
durchqueren . Die meisten der so Vertriebenen 
gehören zur Führungsschicht der palästinen­
sischen Nation : Bürgermeister von Städten, 
ReChtsanwälte , Ingenieure und I ntellektuel­
le . Natürlich wirft man ihnen offiziell 
nichts vor , damit sie keine Möglichkeit ha­
ben, sich zu verteidigen. Am Tag danach ver­
kündet die israelische Regierung , sie hät­
ten die Bevölkerung "aufgehetzt"; und die 
israelischen Intel l ektuellen , Richter , 
ReChtsanwälte , Schriftsteller und andere , 
die z . B. über die Schikanen gegenüber "Ein­
wanderungsaktivisten" in der UdSSR ein Ge ­

schrei anheben , verlieren nicht ein einziges 
Wort der Verurteilung über diesen barbari ­
schen Akt , durch den ein Mensch , aus seiner 

Heimat vertrieben, ein Vater von seiner Fa­
milie getrennt wird - und das alles ohne 
gerichtliche Anklage . Und dann sagen sie 
den ihrer Ernährer beraubten Familien : Warum 
geht ihr nicht auch und vereint euch wie ­
der? In vielen Fällen weist die Familie die ­
se Art "liberaler" Einstellung zurück , sie 
bleibt und leidet , sei es auch nur , um dem 
Plan der israelischen Behörden , möglichst 
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viele Palästinenser aus ihrem Land zu ver­
treiben, zu vereiteln. ( .• . ) 

JÜdisct.. Siedlungen in den eroberten Gebieten 

Zur Zeit der Diskussion über "legale" und 
"illegale " Siedlung gab es in Israel eine 
Tendenz zu vergessen, daß jegliche Ansied­
lung von Bürgern einer erobernden Macht in 
den besetzten Gebieten eine Verletzung des 
vierten Abschnittes der Genfer Konvention 
ist . Ich betrachte die durch die israeli­
sche Regierung genehmigten "legalen" Ansied­
lungen mit viel größerer Opposition als die 
"illegalen" . Nicht nur wegen der Genfer 
Konvention , und nicht nur ~!eil es den Frie ­
den verhindert (welchen Frieden?), sondern 
aus grundle genden Motiven: Die Jüdischen 
Ansiedlungen in den besetzten Gebieten stel ­
len aurgrund ihrer eigenen Natur Enteignung, 
Diskriminierung und ein System der Apart­
heid dar . Diese Gebiete , seien sie nun kon­
fisziert oder durch Druck oder Betrug zur 
Besiedlung erworben, werden zu Gebieten, in 
denen jetzt und in Zukunft nur Juden wohnen 
dürfen . Sie werden zu typischen imperiali ­
stischen Basen , die den strategiSChen Be ­
dürfnissen der Kolonialmacht, die sie er­
richtet hat , dienen - in diesem Fall Israel . 
So ist auf dem Weg der " legalen" Besiedlung 
die Siedlung "Jordantal" auf das Wej:;tufer 
ausgedehnt worden und reicht rast bis zu 
den östlichen Vorstädten von Nablus . So 

stellt der Ghazastreifen ein Konzentrations­
lager dar (und es ist auch wie ein Konzen­
trationslager mit Stacheldraht umzäunt), 
"bewacht" durch die Siedlungen des Rafa-Ge­
bietes und der "Jüdischen .Finger" . Diese 
Kibbuzim sind von Moshe Dayan und Arik 
Sharon in den Ghazastreifen gepflanzt wor­
:en . Es wird. jedem klar, der Willens ist, 
cl1ch die Landkarte anzusehen, welche Funk­
tion diese Siedlungen haben: territoriale 
Expansion , Versklavung der palästinensischen 
Bevölkerung in den besetzten Gebieten . ( • .. ) 

Gibt es jüdisct.en Terrorismus? 

Um Zeit zu sparen, will ich nicht auf den 
Terrorismus aller jüdischer Untergrundorga­
nisationen in der Zeit des britischen Man­
dates über Palästina eingehen , sondern mit 
der Existenz des Staates Israel beginnen. 
Es gibt, glaube ich , wohl kaum einen Mann , 
der den Namen Terrorist mehr verdient als 
Meir Har- Zion . In seinem Tagebuch und sei ­
nen viel en Interviews in der israelischen 
Presse stellt dieser Mann ganz offen zur 
Schau , nicht nur welch ein Attentäter er 
war , sondern auch , wie er mit Freuden 
e i nfach und ausschließlich aus Lust -

14 te . Und wie sehr er es genießt , einen 

- ganz 
morde ­
Ara-

ber zu töten, vor al l em W.l. 't dem Messel', 
weil er dann "in den vollen GenuB seiner 
Männlichkeit" kommt (Ha ' aretz weekly supple­
ment , 11 . 9 . 1965). 
Ich möchte dazu die "Beiruter Expedition" 
vom April 1973 hinzufügen, in der nicht nur 
PLO-Führer ermordet wurden , sondern auch 
eine Frau, deren einziges Verbrechen darin 
bestand, ihre Nachbarin zu sein . 
Ich will weiterhin die Napalmbombardements 
gegen Irbid, Es-Salt und andere jordanische 
Städte im Sommer 1968 nennen oder auch die 
Gepflogenheit,während des Sommers 1974 
Flüchtlingslager im Libanon zu bombardieren, 
und zwar nicht mit "normalen" Bomben, son­
dern mit Zeitbomben, die erst nach ein, 
zwei Stunden explodieren - also dann , wenn 
die Familien und Erste Hilfe Gruppen in den 
Ruinen suchten, um die Verwundeten zu ret­
ten . (. .. ) 
Man muß in der 'l'atsache, daß al.l.e, 01e die 
israelische Regierung unterstützen, sei es 
in offener, ausdrücklicher Manier, sei es 
im Verborgenen , sich weigern , eine unabhän­
gige Untersuchung der Frage zu fordern, 
den schlagendsten Beweis dafür sehen, daß 
die israelische Regierung und ihre Agenten 
systematisch Tausende von Menschen foltern . 

Ncu.ifizierung 

Ich fürchte mich nicht - weder auf dem einen 
noch auf dem anderen Gebiet , wenn es auch 
sicherlich nicht in jeder Hinsicht zutrifft 
- den Vergleich damit zu wagen, "was das 
deutsche Volk zwischen den beiden Weltkrie ­
gen befiel" . Und ich fürchte mich nicht öf­
fentlich zu sagen , daß die israelischen 
Juden und mit ihnen die meisten Juden in der 
ganzen Welt einen ProzeB der Nazifizierung 
durchlaufen . Verdient denn ~in Volk , dessen 
offizieller "Held" neir Har- Zion ist, einen 
anderen Titel? Würden wir denn ein Volk an­
ders benennen , dessen Held genüBlich Juden 
mit dem Messer umbringt, um das Blut sprit­
zen zu sehen? Und war es nicht der Nazi 
"Horst Wessei ", der genießerisch davon 
sprach, wie jüdisches Blut von seinem Messer 
tropft ? 
Aber das Schweigen, das die Anschuldigungen 
anderer umhüllt , ist schlimmer . Es schließt 
- genau wie damals in Deutschland - nicht 
nur die unter uns ein, die meiner Meinung 
nach wirkliche Nazis sind (und davon gibt 
es eine ganze Menge), sondern auch die, die 
niCht gegen den jüdischen Nazismus prote ­
~tieren, solange sie nur glauben , es diene 
jüdischen Interessen. C . .. ) 
(ctuelle : PLO, Palestine lives, Nr . 1/, 

Februar 1975 , S . 12-15) 
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Brasilien 
Appell der Kommunistischen Partei Brasiliens 
ON foschktische MlVl6ldiIltaIUt Braslhns. 
die das Land MIit elf Jahren b.hemc:tIt. 
hot ein Klima standlger Verlolg\lngen und 
der Gewolt g6K'hoffen und bedroht den 
Frieden und die demobdschen Oldnun­
~ ~n t.ateitMn.nko. s.t -'mg« Zelt _. 
st6rt.t sie die bnJtor. Unwl'dJikIlung des 
wwkt6tiven Vollcej und behibI gleich. 
leltlil .ne hehlge antttommunlltlscn. 
Kampog"e. 
Dos gepriuene sogenannte bl'GSlllklnlKhe 
Wund.,., dos O\If Kosten einer 6u8ent ~. 
sch6riten Ausbeutung d_ A.rbtIMe"ICMM 
und des gonUin Volk-s wMe der Planet. 
!UnS! der ReichtOmer d. lonct.s durch 
oUIU~ndllChe Monopol., lnabesond .... der 
USA. und elnlMtlmkc:her Kotu..,. g.­
schoHren 1IrM'd.. nettt ~.,."Itiv vor 
emIthohen und' wochtend.n "~h· 

,.-... fittanlMllen SdlwMrigkeilen. 1974 ~ dlll 
Inflation um 35 Prozent. und die Audo'Kb­
veraehu~ung be4ief lieh auf 18 MId. 
Dollor. 

Dos bro"lionbohe MoOeII _ W"1IIt­
schofb._nden- wird mit Bojonetllln ouf· 
r.c:Memohen und mit "'Mt MIdgen demo· 
goglsc:ben Kampagne propog'-t. Im lauf. 
der ..... gongenen Jahre wurde Min Charak· 
ter Immer I'Mhr ..,dcuv\' Do, V~k orgonl. 
$i ..... "eh In unt~lldtder Form und 
braotu .Inen PtvWt IlUm AwdNck. Die 
AlWtM&a ... ~ 1974 dI. loht 
Ihm Snlb HIr h6hw. W- !Md beMent Albeillbedl,.,.,.. DM Ba,*", organI­
..., tkh und kOMpfiIw! fQr Itw ~ 
Ilnd eine ~. D6e ........ U .... 
p.;.ngem ouf -nolIono&en TfIIfftIn ca. Will· 
r.r.r d .. R.gIrMS on und ford.m, die Vor· 
-*Ir oum.heMn. DIe Stud ..... Mo 
kOm~ <Mn an den ~ und 
Sdtu'-n llingllfQt.un ........... 1"-. 
Die KodIoNtche lOdMI brIbncWe ... itn 
0ppc.HI0n ~ den Fa ... "' ........ 

--"''IIIx.b:tkMn VetlCh&eppungen und Ver· 
~ und ... W!fI9t cfie Wem&. des 
Memchen.·hft6nHcht ...... MeI.tAchen 
L.obeM IoNh,," dJe ROcWIetw tu, Q ••• b'k::h­, ... 
Erfolg derontidilrtatariMhen Opp , .iti,. 
OMN da, ' gCInI. Volk ...ta ...... ~. 
•• 11 •• nwicheIo Im Nowmbet 1974 .,. den 
Wohl.n fOr ct.n Ncnfortollrongr.a. cMo..n 
Aufgaben -"ebIkIi beschn.... ;,nd und ' 
der von d., fOKhbtbdien Mochthobem 
.... voIllUlndig HIIner letugni",. beI"oubt , 
"""",, Ihren H6hepunM. Obwohl die 16tig­
.... der Kandidaten ,ton: eil'lgUChrtlnkt. 
... oder Indirekt becHoht, wtel. von 
~ .erho_ od., .~et WlMden ..... 
iIIDng dMr onlkllktotoridle Oppotlelon bei 
..... WalII., Ober 60 Proz.nt der $tlm­_. Da.,.. mu" noch ~ _r· 
den, da" dI..... 5eim.rnenonteU in d., 
gr6&.n I~tren und Sc6dten r.bet 
10 br.. 90 f'nuenll belnlg. Die Brasllkl· 
n"ehe tWtn".,nlstbche Parte4. dle das 
V~ aufgerufen hotte. leine S4imme als 
Wefte des "'......... OVSIUIUItMn, .... 

wahA!InCI der Kampagne ..... ~. 
RoIa. und bug da&! bei, B.Hngungen für 
"ne ~ onIIfoschlsibl;h.pt*t MICM 
Front 1\1 schofNn, um • mllt6rpo1tisdw 
R..glme &! ~ und schlie6lidl IV --Angoeskhb dieMr mo~ ~ 
durch do.s Voat ~ .. k ............ 
n&N Gruppe der sktI 8n der Jr4odIC ,~. 

liehen 0...61e. den T ...... und ... Ver· 
~ demoillatilc ..... fG ........ ~ 
cte.. ... MhgNroder und HlhrendM ....... 
der BraIl'lanlsdMn ICotrNnt.tnlstlscMn Partei. 
zu 'lWSCharfw\. MlI: ...... der"""..nct des 
MIlItan ....... stift Du .. k 1974 in den -_ ............ _ ....... 
OperaMa .......... ,... ..... IM 
Jonuo, ....,....,. L 8. .......... ... 
Dtuci.~, 4ft deMn _V .. OpeAirta-. des 
Z.i~"""gon ............. _ r--. 
nlRl.:.M.. ro..... gIICIndi .w ...... ... 
von r..o.* ......... bof .... Akd~l_' 
...+.0,.., UnW 4hnen W....... liIdt ,das 
MItgHed du z..lbwl: .... der 8nnifia.. 
niK:horl ~ Pa.W. Mtm:o 
AMonIo CooIho. die Ov; • a-. Coo1o 
..Md IClta .... , ..,.... Soum sowieo ..... 
ondeN ~ WMI' ro ........... 

0." .•. "" •• 1111. Iiv •• ax ...... 
Aal ....... 'AWIIhIiWIa durdl da. Voö: 
und der ,....... der Weh6ft.ntlktikeit ge­
gen .... Modl.lUtho..... lOh lieh eh 
0iktcIM gez _..... ..... M.ndk:he &. 
tt6rung obIn. h ••• Ober ..... K.ea _ 
tionoIer fwnMh.. ..... ~ 
~ der bchItI!hche Mfrrid.,. tQr 
.JUItb:., Iwrnanda fakio, ein Kommuniqu6, 
In dem er die ~1fCe ~ 
der danolmrtlICMn KrM&I nI I'K~ 
1UCIhte. Dabei _&Ie • eI" .. "a.a ...... do8 

cHIt Brotitianilche Kom~he Po_ 
eMe bedeuaende Rolle beim Sieg cl« 
Öpfl"'" gespMIk ..w.. Mit __ An­
sprocM ........ Fok.Io Vie 1Ik15ion«'t ",,­
KHect.... poItcItcher kreise 'n buug ouf 
die ""'k ... ~ton tc;t..ttt.isen 
~ und 01» ....... Ut.ra­
lI~ert itt der PoIItit dft 
_GoI .. t 

Die DÜItIc*Ir..t-ltllle sp61er eine JynitctIe: 
ttos.. in der .. die V._ ............ tGr die 
v..dIl.pp""l 1iMb_ ca'lI wo:htatbc .... 
KalOP' •• __ ....... fGnf M!V'--J- der 
W. =bl.ba 0.. ,.. •• __ WOt fmI 
........ Jotw -twc. ......... 0.... ofI­
...... & .... ..ocMe der Dh.dkhUIt. 
die IlnUlILIlB.che V. • lI1iinj der 01:-
..... , fGt ....... der _'w" •. """ 
wohox ...... h .,....d .. 1Ii Pa....... ....r 
~ an "",'Ihn _ ....... sidI die 

Ab' .... AIIf ~ du ....... """ to, 
die Fe.' ..... der ~ ... Wtllltp. 
So ....... b ..... 131 .... _Ilt», d,.. 
.... o.-t.. in .. die 8ikIung __ porIo. 
_4aiocMw ~ 
,110 r. _id. ehe .... luJenthaIb,a,t cf« 
_.... r..o._ ....... Ien ..... Die 
~ lConfuI3nz ... BischMe ...... 
... ~ _ .... ~ fiif die aIIge­
...... ~ on. Der ....... :s .... Msi­
'dent du Obent.n But~ MO.ar 
........ ~ die V ... IC .... -. die 
itt &Nil •• gegen die ~ be-
19ongen ....,.. Er non" "'" a. ""feIIG' 
Hd.. 'lethdungen, FoIt.vngen. V •• 
~ ...... 'IfIGn Pe.ea_. UfId die Unter· 
drAdwig dir 'Wil~ 

bot bIIl ·B.....&ehe Volt ..nct .. BKP 
JChIDIn ... W ...... _ ~ 
ct.en I'- 1 a .,...... Wid .bodwt.nden 
I~ o.gollllOtla ... UfId Per· 
-..u I "a,. hoch ein. die gegen ~ 
WIItW der ~ pnl .......... So for· 
........ W~C'WGB) 
Popst Pou' VI. und lJNO...Oen.aI....,... 
K~ W<*f .... out. tk" h1r d • ......,.." 
... ...u.n. deNn ...... in Gelaftr Itt. 0.­
....wuo... ' .... ond.... o.gCJl1II1I1.h ...... 
-.dtI dw WOB ein T~ ... on Ofb:s. 
tor o..t und bdede Ihn out, .. r-. 
w... der o.woIt und .. 1 ....... - gegen 
die W.4'_ .... und das Valk &.all •• n .... 
b'.i ... 

In d~ fiir ........ Ihche KoMmuN" 
lttsc::M Por1IiI und .. ~ Voö: 

'seI.s" ..... s..aeIan lsI die iftm A.,.. 
SaIdoitfIItt bill" ........ SIe hat es 

. ...tc:t.t. do8 in . _:acNN.... I.andem 
zaltlMId. ".'VI ....... F ...... ...... 
......... ~ SIe 110M .... beI~ ... .. 
do8 dus Loben _ o.lI':I".n DIMd 
Cophhno. JoiI? MOss..a NM. WaIlIIr 
Ribeiro. Luk MafInhoo. .loH RoMan und 
~ _~ IC6nipfer gMChOta 

und dis! o.-s., Man:o ~ Coe6ho. 
Ehon CoJ:ta, ....... ndo N<r.. CI. Saum und 
wieIe ondeee Demoboten und rubkMn fTeI· --- 15 



Arbeiterbewegung 
Seit seiner Gründung machte es sicb das An­
tiimperialistische Informationsbul l etin zur 
Aurgabe, den Kampf der Völker in den Län­
dern Afrikas , Asiens und Lateinamerikas ge ­
gen koloniale und neokoloniale Ausbeutung, 

.für nationale Unabhängigkeit und gesell­

schaftlichen Fortschritt darzustellen . 
Ober den Anteil der Arbeiterklasse an die­
sem Prozeß haben wir schon häufig berich­
tet, 90 z . B. über den Kampf der chileni­
schen Arbeiter gegen Imperialismus und ein­
heimische Reaktion oder über die Streiks 
der südafrikanischen Arbeiter . 
Dieser Bedeutung der Arbeiterklasse und der 
Arbeiterbewegung in den Entwicklungsländern 
wollen wir nun in Zukunft verstärkt im Anti­
imperialistischen Informationsbulletin durch 
die Einrichtung einer Reihe "Arbei terbewe­
gung" Rechnung tragen . Unter Arbei terbewe ­
gung sollen dabei die verschiedenen Kämpfe 
der Lohnarbeiter, ihrer gewerkschaftlichen 
und politischen Organisationen ge faßt wer­
den . 

Ckonomisd!e Besonderheiten 

Wenn man die Arbeiterklasse definiert als 
die Gesamtheit der Lohnarbeiter bzw . Lohn­
abbängigen, die der Bourgeoisie antagoni ­
stisch gegenüberstehen , der Produktionsmit ­
tel beraubt sind, vom Verkauf ihrer Arbeits­
kraft leben und eine untergeordnete Stel­

lung im System der gesellschaftlichen Pro­
duktion einnehmen, dann fällt zunächst auf, 
daß die Arbeiterklasse in den Entwicklungs­
ländern zahlenmäßig relativ schwach ist : Ihr 
Anteil an der beruf stätigen Bevölkerung be­
läuft s~ch auf durchschnittlich 35%, gegen­
über 75- 80% in Westeuropa . Hinzu komet, daß 
aufgrund der durch die Kolonialherrschaft 
deformierten Wirtschaftsstruktur dieser 
Länder - kapitalistische Produktionsformen 
wurden sporadisch von außen hineingetragen 
und vorkapitalistische Verhältnisse nehme~ 
einen breiten Raum ein - der größte Teil 
der Lohnarbeiter in der Kleinproduktion tä­
tig ist . Schließlich sind , anders als etwa 
hi e rzulande , rund die Hälfte der Lohnarbei ­
ter der "Dritten Welt" - und dies ist ein 
Ausdruck des agrarischen Charakters ihrer 
Volkswirtschaften - in der Landwirtschaft 
beschäftigt: als KneChte, Tagelöhner und 
Plantagenarbeite r . Der Kern der Arbeiter­
klasse , nämlich das mit- der Großproduktion 
verbundene Industrieproletariat, das den 
Industriearbeitern Westeuropas (ihr Anteil 
an der Gesamtbevölkerung: rund 40- 45%) ver-
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gleichbar ist, repräsentiert hingegen im 
Durchschnitt in den Entwicklungsländern 
nur 3-4% der Bevölkerung. 
Wenn nun die Arbeiter der Entwicklungslän­
der zahlenmäBig nur einen geringen Anteil 
an der Gesamtbevö l kerung ausmachen und zu­
dem noch von überkommenen vorkapitalisti­
schen Strukturen geprägt werden, warum mes­
sen wir ihnen dann t rotzdem eine hervorra­
gende Bedeutung zu? 
Dazu muß zunächst gesagt werden, daß die 
zahlenmäßige Stärke der Arbeiterklasse in 
den versc hi edenen Hauptregionen der "Drit­

ten We l t" und in den einzelnen EntwiCklungs­
ländern sehr große Unterschiede aufweist . 
So betrug der Anteil der Lohnarbeiter an der 
berufstätigen Bevölkerung Anfang der 70er 
Jahre in Lateinawerika 61% und in Nordafri­
ka 50%, in Tropisch Afrika dagegen aber le ­
diglich 13%. So erreicht e dieser Lohnarbei­
teranteil 1970 in Argentinien, Chile oder 
Uruguay bereits 70-75%, während er in Tschad, 
Niger oder Dahome ganze 2- 6% zählte . 

Zwar gehören zu den Lohnarbeitern auch Teile 
der Angeste l lten und Beanten, so daß diese 
Zahlen keinen exakten Ausdruck der zablenmä­
Bigen Stärke de r Arbe i terklasse vermitteln . 
Aber sie vermögen ausreichend Aufschluß zu 

geben über den Grad der sozial ökonomischen 
Entwicklung dieser Länder . Die ökonomische 
und politische Reife der Arbeiterroassen und 
ihrer Käcpfe in diesen Ländern unterschei­
det sich nicht grundsätzlich von denen der 
kapitalistischen Industrieländer . 
Gerade die Beispiele Chile oder Argentinien 
bezeugen die politische Bedeutung der Ar­
beiterbewegung im Kampf gegen die einheimi­
schen Oligarchien und den Imperialismus . An 

den Errungenschaften der Volkseinheitsbewe­
gung in Chile wie sm heutigen antifaschi­
stischen Widerstand waren und sind die chi­
lenische Einheitsgewerkschaft CUT und die 
revolutionären Arbeiterparteien führend be ­
teiligt . Die Kämpfe der argentinischen Ar­
beiter ließen die politische Instabilität 
des bestehenden kapitalistischen Systems 
deutlich werden , und sie vermochten die 
rechten Militärs zu zwingen, 1973 Wahlen aus­
zuschreiben und demokratischere Verhältnis­
se einzuführen . 

Auch die Arbeiterkl asse in den afro- asiati-. 
sehen Ländern wurde trotz ihrer zahlenmäßig 
geringeren Stärke vielfach zu einer Haupt­

stütze der antiimperialistischen national­
demokratischen Befreiungsorganisationen, 



die den Kampf um ihre politische und ökono­
mische Unabhängigkeit anführt . Im Unter­
schied zur Situation in den kapitalistischen 
Industrieländern sieht sich die revolutio­
närdemokratische Bewegung in der "Dritten 
Welt" auch heute noch in erster Linie vor 
die Aufgabe der nationalen Befreiung von 
imperialistischer Vorherrschaft gestellt; 
richtet sicb ihr Kampf primär gegen die Un­
terdrückung und Ausbeutung durch das auslän­
dische Kapital, das sicb auf die einheimi­
sche Bourgeoisie und die Feudalherren stützt . 
Eine weitere Besonderheit dieses Kampfes 
besteht darin , daß er in starkem l1aße auf 
die Beseitigung der meist noch vorkapitali­
stischen Ausbeutungs - und Abhängigkeitsver­
hältnisse auf dem Lande gerichtet -ist . 

Jos' Venturelli: Chilenische Selpetergrubenarbeiter 

Immer deutlicher zeigt sich, daß die natio­
nalen Kämpfe gegen das ausländische und ein­
heimische Großkapital, gegen die GroBgrund­
beoitzerklasse heute verstärkt in einen so­
zialen Befreiungskampf gegen die Gesamtheit 
der Auabeutungsverhältnisse hinüberwachsen , 
wobei die bewußte Entscheidung für einen 
Entwicklungsweg mit sozialistischer Perspek­
tive immer stärker in den Blickpunkt rückt . 
Als entscbeidende Kraft traten Gewerk­
schaftsbewegungen und revolutionäre Arbei­
terparteien, im Bündnis mit der werktätigen 
Bauernschaft und der Intelligenz, beim Auf­
bau des Sozialismus in Vietnam oder Kuba 
hervor . 
Der vorwärts treibende Charakter der Arbei ­
terbewegung wird besonders deutlicb auch in 

jenen Ländern, die einen nichtkapitalisti­

scben Entwicklungsweg eingeschlagen baben . 
Beispielsweise führten die Forde~n der 
Gewerkschaftsbewegung in Algerien 1971 zur 
Nationalisierung der privatkapitalistiscben 
Schuhbetriebe oder in der VR Kongo zur 
Überführung der holzverarbeitenden Betriebe 
in VOlkseigentum . In Tanzania trat die Na­
tionale Gewerkschafteunion als Initiator an­
tikapitalistischer , sozialökonomischer Um­
gestaltungen auf . lhnlicbe Aufgaben nahoen 
die Gewerkschaften bei der Nationalisierung 
der Großunternehmen 1961 - 1964 in Ägypten 
wahr . 

Arbeiterbewegu"g al. ei"ige"de Kraft 

Dieser Prozeß verläuft allerdings nicht in 
allen EntwiCklungsländern gleichmäßig und 
ohne RückSChläge . Der geringe organisatori­
sche und ideologische Entwicklungsgrad der 
Arbeiterklasse in einer Vielzahl vor allem 
afro- asiatischer Länder , ihre häufig noch 
geringen politiSChen Kampferfabrungen , ihr 
Behaftetsein mit rückständigen Denkformen 
aufgrund des Hineinwirkens überkommener Ge­
sellschaftsstrukturen auch in Teile der Ar­
beiterschaft - diese Faktoren wirken dem 
Prozeß des Zusammenschlusses , der organisa­
toriechen Vereinheitlichung und der Erhöhung 
der Kampfkraft der proletarischen Massen 
immer wieder hemmend entgegen. Doch nimmt 
gerade in unserer Zeit im Zuge eines allge­
meinen Aufschwungs der Massenkämpfe des 
Proletariats in den kapitalistischen Ländern 
der "Dritten Welt" auch ihre politiSChe Rei­
fe und aktive Teilnahme am nationalen Be­
freiungskampf spürbar zu , BO daß den Spal­
tungsversuchen der ausländischen und ein­
heimischen Reaktion zusehends geringere Er­

folge beschieden sind . Als ein Beipiel hier­
für steht d1e Aktionseinheit der hinduisti ­
schen und mohammedanischen Arbeiter Indiens, 

die den 1969/70 von reaktionären Kräften 
entfesselten religiös-chauvinistischen Pro­
gromen der mohammedanischen Seite mit ge­
meinsamen Streikmaßnahmen und der Aufstel­
lung von bewaffneten Selbstverteidigungs­
trupps begegneten . 

In unserer Serie "Arbeiterbewegung" sollen 
künftig neben Problemen der Herausbildung, 
Formierung und der unterschiedlichsten ~pf­

bedingungen des Proletariate , sowohl Fragen 
des gewerkschaftlichen Zusammenschlusses, 
der Vereinhei tlichung der Gewerkschaftsbe ­
wegungen auf nationaler wie internationaler 
Ebene als auch die Massenkämpfe und die Rol­
le der Arbeiterpal'teien in den gesamtnatio­
nnlen Bewegungen für Unabbängigke i~ und so­
ziale Befreiunp; , Berücksichtigung finden . 
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IRepublik Südafrika 
Die jüngsten Streikbewegungen in der Repu­
blik Südafrika dokumentieren aufs Neue die 
zunehmende Kampfbereitschaft der südafrika­
nischen Arbeiterklasse (vgl . auch Streikein­
sChätzungen in AlB Nr . 3/1973 und Nr . 10/ 
1973) , deren Aktionen die Aufmerksamkeit der 
internationalen Öffentlichkeit immer wieder 
nuf die rassische Unterdrückung lenken und 
ihre Solidarität hervorrufen . 
Di e Si tuation der 9 Mio afrikanischen 
(schwarzen und farbigen) Arbeiter in der RSA 
ist gekennzeichnet durch extremste Ausbeu­
tung und Unterdrückung , politische und so ­
ziale Rechtlosigkeit . Eine weitere Verschär­
f ung erfährt ihre Lage durch die im Apart­
heidsystem juristisch verankerte Rassen­
schranke , derzufolge die afrikanischen Ar ­
beiter nur ungelernte oder angelernte Arbei ­
ten ausfUhren dürfen, während alle qualifi ­
zierten Tätigkeiten und Leitungsfunktionen 
Weißen vorbehalten sind . 
Die so von den herrschenden Kreisen insti ­
tutionalisierte Spaltung der Arbeiterklasse 
in eine we iße Arbeiteraristokratie - verse­
hen mit Privilegien , Vergünstigungen und so­
zialen Rechten - einerseits und die überwäl­
tigende Mehrheit der schwarzen und farbigen 
Arbeiter andererseits findet ihre Widerspie ­
ge lung in der südafrikanischen Gewerkschafts -

R. E. Braverman 

bewegung . So wurde die einzige nichtrassi­
stische Gewerkschaftsunion , der South African 
Congress of Trade Unions CSACTU) illegali ­
sier t , während sich der weiße Gewerkschafts­
rat, der Trade Union Council of South Africa 
(TUBCA) , oder gemischte Gewerkschaften , die 
völlig unter der Kontrolle von Wei ßen stehen , 
frei betätigen dürfen . 
Der nachstehende Beitrag von R.E. Braverman 
zeigt auf , wie die rasante kapitalistische 
Entwicklung Südafrikas Widersprüche entste­
hen läßt zwischen der Politik der Rassen­
schranke und den neuen Erfordernissen der 
industriellen EntWiCklung , die auf eine 
Korrektur der Apartheidpolitik drängen . Der 
Autor analysiert die Ursachen und ökonomi ­
schen Auswirkungen dieses Prozesses und 
schildert die Reaktion in Regierungskreisen 
wie innerhalb der wejßen Gewerkschaftsfüh­
rung. 

Der 2. Teil der Analyse von R. E. Braverman , 
der in der nächsten Ausgabe des AlB er­
SChe int , beschäftigt sich mit den Auswirkun­
gen dieser Veränderungen auf die Kampfbedin­
gungen und die Strategie der in der Illega­
lität arbeitenden südafrikanischen Befrei ­
ungsorganisation ANC und der Gewerkschafts- ......... 
union SACTU . 

Die südafrikanische Arbeiterklasse: 
Jüngste Veränderungen, neue Aussichten n.Teil1 
In Südafrika gehen bedeutende Veränderungen 
vor . Einige von ihnen sind das Ergebnis öko­
nomischer Notwendigkeiten ; andere das Re­
sultat inneren und äußeren Drucks . Für un­
sere BefreiungSbewegung ist es von großer 
Bedeutung, das We sen dieser Veränderungen 
und Anpassungen zu e rkennen und herauszufin­
den, ob grundlegende Veränderungen einge ­
treten sind. . 
Seit der Hungersnot in den 30er Jahren keh­
ren die Weißen den ländlichen Gebieten den 
Rücken . Die Nachfrage nach Arbei tskräften 
ist in diesem Sektor allgemein zurückgegan­
gen . Die Einführung von NähmaSChinen und 

chemi scher Unkrautvertilgungsmittel senkt"e 
die saisonale Nachfrage nach afrikanischen, 
"farbigen" " und asiatischen Arbeitskräften. 
Im Gegenzug stieg aber der Bedarf an Ar­
bei tskräften in den städtischen Industrien, 
beeonders in der Verarbeitungsindustrie und 
im Bauwesen . 
In e i nem früheren Arti ke 11 ) machte ich auf 
die Veränderun~n in der Zusammensetzung 
der südafrikanischen Arbe iterschaft aufmerk­
sam, insbesondere auf die in den l etzten 
dreißig Jahren beträchtliche Verminderung 
des Anteil s derjenigen Arbeiter aller Rassen , 
die als ' Hilfsarbeiter ' bezeichnet werden. 

18 Dieser Rückgang läßt sich in erster Linie 

auf den technologischen Fortschritt und 

die vermehrte Anwendung von Maschinen in 
den industriellen Unternehmen außerhalb des 
Bergbaus zurückführen . Die Hilfsarbeiter 
einer früheren Periode sind heute zum gro­

ßen Teil Arbeiter oder Maschi nenüberwacher , 
sowohl in der Verarbeitungsindustrie als 
auch im Baugewerbe . 
Zweitens sind die von 'weißen Hilfskräften ' 
ausgeführten Tätigkeiten zu ' angelernten 
Beschäftigungen ' aufgewertet worden , und 
diese neue Einstufung wurde auch auf die af­
rikanischen, farbigen und asiatischen Hilfs ­
arbeiter übertragen . 
Ein weiterer Faktor ist die chronische 
Knappheit an Facharbeitern in vielen Beru­
fen . Von der Südafrikanischen Industriekam­
'ller und der Vereinigten Handelskammer durch­
geführte Untersuchungen beziffern diesen 
Mangel auf 101 . 0002 ) . 

Dieser Engpaß hat sich in den l e tzten drei 
Jahren sicherlich nicht abgeschwächt ; er 
wird sich im Ge genteil unzweifelhaft ver­
schärfen infolge der durch den steilen 
Preisaostieg von Gold und anderen Mineralien 
geschaffenen Bedingungen. 
Die Unte rnehmer sind sich im allgemeinen 
bewußt , daß die Nachfrage nach Facharbeitern 
nicht befriedigt werden kann , ohne daß die 



Rassenschranken durchlässiger , wenn nicht 
gan~ aufgehoben werden. 94% der Unternehmer 
vertreten die Ansicht, daß es afrikanischen 
Arbeitern erlaubt werden sollte , Fachkräfte 
in den ' weißen ' Gebieten zu werden3) . 
H. F. Oppenheimer beklagte in einer Anspra­
che vor dem Südafrika- Club , daß die hoch­
entwickelte Wirtschaft des Landes bei wei ­
terer Verwendung von ungelernten und un­
spezialisierten Wanderarbeitern und akutem 
Mangel an Facharbeitern nicht weiter wachsen 
könne . 4 ) Unternehmer der Maschinenbauindu­
strie, aus dem Baugewerbe und der Verarbei­
tungsindustrie haben verschiedentlich in 
den letzten fünf Jahren den Mangel an Fach­
arbeitern beklagt. Und solche Ansichten 
sind nicht auf den privaten Sektor be­
schränkt : Bei der Erörterung der Entwick­
lungsaussichten in den Bereichen Eisenbahn­
und Hafenbetriebe, Post sowie Provinz- und 
Gemeindeverwaltungen , äußerten Leitungsgre ­
mien ähnliche Befürchtungen. 

Die Einwonderung läSt noch 

Die geplante und geförderte Einwanderung aus 
Europa wird nicht mehr länger als realisti­
sche Alternative ~u einer vermehrten Be ­
schäftigung schwarzer Arbeiter in Q.ualifi ­
zierten Berufen angesehen . 
Zwar hat die Regierung der Nationalisten 
ihre Versuche nicht aufgegeben, die Einwan­
derung zu fördern , sowohl um die weiße Be ­
völkerungsgruppe zu stärken, als auch um 
Facharbeiter und Angestellte für Industrie 

und Handel zu 'bekommen . Aber diese Anstren­
gungen zei tige'.l immer geringere Resultate , 
zum einen wegen der Verbesserung der Lohn­
und Arbeitsverhältnisse in Westeuropa , zum 
anderen wegen der internationalen Anti ­
Apartheid- Bewegung. 

1973 betrug die geschätzte Einwanderungs ­
Q.uote 24 . 000 Personen, verglichen mit 32 . 000 

im Jahr 1972, 36. 000 1971 und 41 . 000 1970. 
Die Zahl der Einwanderer sank und die Zahl 
der Weißen , die das Land verließen, steigt 
ständig. 
Die großen Staatsunternehmen , vor allem 
Eisenbahn und Post , reagierten auf die Ar­

beitsmarktlage, indem sie schwarze Arbeiter 
in Stellungen aufnahmen die früher nur für 
Weiße reserviert waren5~ . Die Postverwal­
tung beschloß , farbige , indische und afri ­
kanische Techniker in Kapstadt , Durban und 
Pietersburg auszubilden . 1973 wurde ein 
Ausbildungszentrum für afrikanische Post­
"Gehilfen" in Orlando, Johannesburg, eröff­
net . Die Schüler erhielten die gleiche 
theoretische und praktische Ausbildung wie 
die Weißen6 ) . 
Wo es möglich ist, wird die Einstellung von 
schwarzen Facharbeitern oder Angestellten 
als Maßnahme zur Erfüllung der Apartheid- Po­
litik ausgegeben . Mehr als 200 Postämter in 
Gebieten für Nichtweiße sind ausschließlich 
mit Afrikanern, Farbigen und Indern besetzt ; 
und in einer beträchtlichen Anzahl von "wei ­
ßen" Postämtern werden Angehörige dieser 
Völker ausgebildet und eingeteilt , um ihre 
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RassenanEShörigen zu bedienen?) . 
Obwohl von diesen Entwicklungen gesagt wird , 
sie stünden im Einklang mit den Zielen der 
Apartheid , di enen sie in erster Linie dazu , 
den ~l an weißem Fachpersonal zu mil­
dern . 

Die Uberlebtheit der RguenuJ'ranke 

Für die Aufgabe der traditionellen Rassen­
trennung sowohl bei der Eisenbahn als auch 
im Postdienst können eine Reihe von Gründen 
angeführt werden. Heide Bereiche waren no­
torische Reservate für weiße Angestellte . 
Aber der politische und gewerkschaftliche 
Druck der Weißen bat sich unter den Bedin­
gungen eines angespannten Arbeitecarkts und 
der Abwanderung von weißem Personal in den 
Frivatsektor der Industrie und des Handels 
abgeschwächt . 
Noch stebt die Abschaffung der Klauseln über 
die Rassentrennung im Industrial Conciliation 
Act (Gesetz ulber den Arbeitsfrieden) oder 
die Beseitigung der Stellenreservierung 
keineewegs zur Diskussion . Alte Vorurteile 
und das Festhalten an überholten Vorrechten 
bestimmen weiterbin die Parteipol itik. Aber 
die Erkenntnis, dsB die alte Ordnung sich 
dem Ende nähert , kommt in ÄuBerungen von Re ­
gierungesprechern zum Auedruck . 
In seiner Grußadresse anläßlich eine~ Ban­
ketts zum 25 . Jahrestag des rein weiBen Koo=­
dinierungsrates der südafrikanischen Ge~~rk­
scbaften , der den harten Kern der Anhänger 
der Nationalisten- Partei in den Gewerkschaf­
ten repräsentiert, bemerkte Premierminister 
Vorster , daß 

"das traditionelle Arbeitssystem sich äD­
dern müsse , um eine hohe wirtschaftliche 
Wachstumsrate zu sicbern. Diese Anpassung 
würde schwarzen Arbeitern erlauben, Tätig­
keiten mit höheren QualifikationsanIorde­
rungen zu übernehmen und ihnen die Möglich­
keit geben. mehr zu verdienen ." Wie vor­
auszusehen war, gab er "die Versicberung , 
daß es nicht zugelassen werde , daß die Bes­
serstellung der schwarzen Arbeiter die Si­
cherheit der weißen Arbeiter gefährde " , und 
appellierte an die Kooperation der weißen 
Arbeiter bei der Ausbildung von Afrikanern 
für qualifiziertere Tätigkeiten mitzuwir­
ken . 8) 

Private Unternehmer , die jahrelang gesen 
die Raesenschranke argwc.entierten, sind nun­
mehr gezwungen , die weißen Gewerkschaften 
durch Bestechung zur l10difizierung ihrer mo­
nopolietiscben Haltung zu überreden . Ein be­
merkenswertes Beispiel dafür iet die Ober­
einkunft , die zwischen 4en Maschinenhaufir­
men und den· zehn betroffenen Gewerkscbaften 
erzielt wurde 9) . 
Die jüngste Vereinbarung erlaubt Afrikanern 
die Beschäftigung in der Lohngruppe C, was 
einen wöchentlichen Mindestlohn von 4?,7O 

20Rand (ca . DM 24f> ,- ) betleutet . Ausgebend von 

diesem Abkommen in der Maschinenbauindustrie 
vermochten die Minenbesitzer die weißen Ge ­
werkschaften zu überreden, der Einstel lung 
von Afrikanern als ' Handwerker- Gehilfen ' 
zuzustimmen , wofür sie als Gegenleistung hö­
here Löhne und auBertarifliche Vergünstigun­
gen für die weißen Minenarbeiter und Hand­
werker anboten 10) . 
Diese Beispiele einer institutionalisierten 
Abkehr von den rigiden Rassenschranken in 
der Industrie deuten aber nur die Spitze ei­
nes Eisberges an . Umgehungen und offene 
Durchbrechungen der Rassenscbranken sind in 
großem Umfang in vielen Beschäftigungsbe­
reichen üblich . 

· Starrköpfe" in den Gewerkschoften 

Die weiße Bauarbeiter- Gewerkschait, mit Sitz 
in Fratoria , hat eine wütende Kampagne gegen 
die angeblich illegale Beschäftigung von af­
rikanischen Maurern , Verputzern, Klempnern 
und Elektrikern durch Vertrags!iroen durch­
geführt , die als Verstoß gegen den Bantu 
Building Workers ' Act (Gesetz über die Bantu­
Bauhandwerker) und die Industrial Council 
Agreements (Behördliche Vereinbarungen über 
Industriearbeit) gewertet wurde . Kontrakt­
firmen arbeiten mit einem ausgefeilten Si ­
cherungssystem - unter Einsatz von Funk­
sprechgeräten , Wachposten , Ausguckposten und 

afrikanischen Patrouillen, um ihre Vorarbei­
tsr auf Baustellen - auf denen Afrikaner 
qualifiziertere Tätigkeiten ausführen , 
durchweg hei eineI:l Verdienst, der um mehr 
als die Hälfte geringer ist als der von wei­
ßen Fachkräften - rechtzeitig vor Inspek­
tionen durch die Industriebehörde (Industrial 
Council) zu warnen11 ) . 
WeiBe Bauarbeiter erhalten einen wöchentli­
chen Mindestl~hn von 80 Rand (ca . DM 400 , -), 
weiterhin Ferienmarken im Werte von mehr als 
15 Rand (ca . DM ?5 .-) die Woche, sowie me­
dizinische Versorgung und andere Leistungen. 
Afrikanische Facharbeiter erhalten oft 20 
Rand (ca . DM 100 , - ) die Woche und keine zu­
sätzlichen Vergünstigungen . 

Gert Beetge ist ein typischer ' diehard' 
(Starrkopf) - ein ' verkrampte " wie Clan in 
Süda!rika zu sagen pflegt - d . h . ein reak­
tionärer Rassist, der der extremen politi ­
scben Rechten angehört und mit wilder Ent­
echlossenheit gegenüber liberalen Tendenzen 
den alten Feldzug für die Reservierung al­
l er Fachberufe nur rür Weiße fortsetzt . Er 
ist unter anderem Sekretär der Anti-Kommu­
nistiSChen Liga; vom Rest der Gewerkschafts­
bewegung, darunter such dem gemäßigteren 
rechten Flüge l , hat er sich inzwischen iso­
lisrt . Demgegenüber erkennen einige andere 



Gewerkschaftsführer zusehends, daß die Ras ­
senschranken für die expandierende Wirt­
schaft überholt sind. A. Elisio, Präsident 
des Südafrikaniscben Elektriker- Verbandes, 
drängte se ine Mitglieder , Afrikanern eine 
Beschäftigung in bestimmten Berufen , die 
früher einzig für weiße Elektriker reser­
viert waren , zuzugestehen12) . Edward McCann, 

Generalsekretär der Vereinigten Ingenieur­
Gewerkschaft und Präsident des Bundes der 
Metallbau- Gewerkschaft en (CMBU) , erklärte 
vor einem Seminar in Natal , daß seine Ge­
werkschaft keine Einwände gegen die Ausbil­
dung sch·",arzer Lehrlinge babe , unter der 
Voraussetzung , daß sie den gleicben Lohn , 
gleiche Ausbildung und Beschäftigungsbedin­
gungen wie Weiße erhielten1,) . 

fen und von da aus in Uberwachungs - und 

Verwaltungsposten aufs teigen ., Sozialer Auf­
stie g ist für die jÜDsere Generation cha­
rakt eristisch . Die Söhne und Töchter von 
Handwerkern und angelernten Arbeitern werden 
von Lohn- zu Gehaltsempfängern, sowohl im 
öffentlichen wie im privaten Sektor , in 
technischen wie in bochqualifizierten Beru­

fen . Weiße aus Arbeiterklassenfamilien, die 

zu Technikern , Uberwacbungsper sonal und 
Managern aufstiegen , identifizieren sich 
eher mit der unternehmerischen Elite . Sie 
reagieren mit ÄrßBr auf Eingriffe der Re ­
gierung in die Produktion und auf Engpässe , 
sei es an Arbeit~kräften oder Material , die 
die Produktion oehindern . Ihre Orient ierung 
ist ' rational ' und auf Profitmaximierung 
ausßBrichtet . Im Unterschied zu ihren Vätel'll 
tolerieren und fördern sie sogar den Zugang 
schwarzer Arbeiter zu Bereichen, die bisher 
nur weißen Arbeitern offenstanden. 

Die Rationolität der Profiterwlrtsmaft""9 

Das Klima der weißen öffentlichen Meinung 
bat sich zugunsten des rationalen Teile der 
Unternebmerschaft gewandelt . Rassische und 
fachliche Beschränkungen der Arbeitskräfte ­
bewegung und der Profiterhöhung werden in 
Frage gestellt . Die weißen Gewerkschaften , 
die eine der wiChtigsten Interessengruppen 
einer Beschäftigungspolitik waren , die be­
stimmte Arbeitsplätze für WeiBe reservierte, 
sind durch sinkende Hitgliederzablen und 
das ständige Anwachsen der Zahl angelernter 

i.li. schwarzer Arbeiter ßBschwäcbt . Ein Beispie l 
ist die Bekleidungsindustrie von Transvaal . 

Die s e neue Richtung unter den weißen Gewerk­
schaftern kontrastiert augenfällig mit der 
in den letzten fünfzig Jahren vorherrschen­
den traditionellen Politik14) . Einer der 
Gründs dafür ist der sinkende Anteil der 
weißen Arbei ter in weiten Bere ichen von In­
dustrie und Handel. Der Anteil der schwarzen 
Beschäftigten in den Verarbeitungsindustrien 
stieg von 70 auf 7"" im Zei traum von 1961 
bis 1971, während der Antei l der Weißen sank ; 
und dies trot z der bösartigen Zugangsbe ­
~chränkungen und der Apartbeid- Politik der 

Nationalisten . 
Die Zahl der afrikaniscben Lohnarbeiter in 
der Auto-, Metall-, Plastik- und Maschinen­
industrie stieg von 81 . 422 auf 91 . ;85, wäh­
rend Cie Zahl der Wei ßen von 32. 885 auf 
;1 . 118 fiel15) . Ähnliche Verschiebungen fM­
den in der Nahrungsmittel-, Getränke-, Klei­
dungs - und Tabak-Industrie sowie im Ver­
kehrs - und Nachrichtenwesen statt . 
Die Tendenz geht dahin , daß weiBe Arbeiter 
von weniger zu höher qualifizierteren Beru-

Die Afrikaans - sprechenden Frauen aus den 
ländlichen Gegenden , die in den ;oer und 

40er Jahren in diesen Fabriken Arbeit fanden, 
haben die Industrie verlassen und Farbigen 
und Afrikanern Pletz gemacht . Einige weiße 
Zuwanderer aua Portugal , Italien und Grie­
chenland arbeiteten dort in den 50er Jahren , 
aber auch sie wechselten zu attraktiveren 
oder lohnenderen BeschäftigunßBn über . Dee-
gleichen verließen farbige Prauen die Be­
kleidungsindustrie und die Zahl der Beschäf­
tigten sank: von 8 . 000 auf 5. 500 im Zeitraum 
von 1960 bis 1970. Die größte und letztlich 
einzig verläßlicbe Quelle für neue Arbeits­
kräfte ist daher die afrikanische Bevölke ­
rung. Von s chätzungsweise 25 . 000 Lohnarbei­
tern der Bekleidungsindustrie in Transvaal 
sind 18. 000 Afrikaner , 6 . 000 Parbige und 

Asiaten und 900 Weiße . Die Weißen stellen 
nur ; , 7% der Arbeitskräfte und ihr Durch­
scbnittsalter beträgt j etzt 50 Jahre . 
Der durch den Physical Planning Act (Indu-
strieansiedlungs- Gesetz) auf die Unternehmer 
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ausgeübte Druck hat das Wachstum von Verar­

beitungsindustrien in den Grenz~bieten zu 
den Reservaten oder Bantustans von Ratal und 

sm Kap stimuliert . Diese Bewegung hat die 
Afrikanisierung in der Bekleidungsindustrie 
beschleunigt und es für die Gewerkschaft der 
Bekle1dungsarbeiter von Südafrika zwingend 
notwendig gemacht , die afrikanischen Arbei ­
ter, die j e tzt die beherrschende Stellung 
auf allen Stufen, ob qualifiziert oder unge­
l ernt , einnehmen, zu organisieren. 
Diese gesetzlich anerkannte Gewerkschaft , 
die sich aus Farbigen und WeiBen zusammen­
setzt , vertritt nur 28% der Arbeiter und 
kann ihre Interessen nur durch die Koopera­
tion mit der nicht registrierten (afrikani­
schen) Nationalen Union der Bekleidungsar­
beiter Südafrikas schützen. Die afr ikani ­
schen Arbeiter tragen den größten Teil zum 
Einkommen des Industrial Council bei , obwohl 
sie dort nicht vertreten sind und kein Mit­
spracherecht bei seinen Entschlüssen haben . 
Die Afrikanische Gewerkschaft arbeitet eng 
mit der anerkannten Gewerkschaft zusammen . 
Diese Verbindung erklärt , warum die letzte­
r e eine Politik unterstützt , die die Auf­
nahme von Afrikanern in bestehende gesetz­
lich anerkannte Gewerkschaften befürwortet . 
Es muß darauf hingewiesen werden , daß nach 
dem Industrial Conciliation Act afrikanische 
im Gegensatz zu farbigen und asiatischen 
Arbeitern von diesen registrierten Gewerk­
schaften ausgeschlossen sind, während alle 
Angestellten und Vorstandsmitglieder die­
ser ' gemischten ' Gewerkschaften Weiße sein 
müssen . Die Regierung hat gegen die Formie ­
rung solcher gemiechten Gewerkschaften sogar 
unter dieeen beleidigenden und undemokrati ­
schen Bedingungen gearbeitet, die farbigen 

DOKUMENTATION ~~ 1--

und asiatischen Arbeitern die Besetzung von 
Xmtern und Vorstandspositionen , d .h . die 
Beteiligung an Führungs- und Entscheidungs­
prozessen, verbietet . 
Einige Führer der weißen Gewerkschaften, die 
die Verringerung der Mitgliedschaft und der 
Beitragseinkommen mit Mißbehagen beobachten , 
würden sich indes die Gewinnung neuer Mit­
glieder aus den Reihen der schwarzen Arbei­
ter , die jetzt im Begriff stehen, zur zah­
lenmäßig mächtigsten Abteilung der gelern­
ten und anEBlernten Arbeiterschaft zu wer­
den , nur wünschen . 
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Kirchen 
Pfarrer Heinrich Werner 

Die BHO-Kirchen gegen das 
Antirassismus-Programm des Weltkirchenrates 
Al s 1948 in Amsterdam der Ökumenische Rat 
der Kirchen (ÖRK) gegründet wurde ( ihm gebö­
ren inzwiscben nahezu alle christlichen Kon­
fessionen und Glaubensgeme i nschaften mit Aus­
nahme der römisch- katbolischen Kirche an), 
hatte der Außenminister der USA , Jobn Foreter 
Dullss , wesent lichen Einfluß auf die Orien­
tierung dieser neuen Vertretung der We ltchri ­
stenheit . Der ORK - auch Weltkirchenrat ge­
nannt - sollte ein Instrument- der psycholo­

giscben Kri~gf~ gegen den Sozial ismus 
werden . Ober eine Reihe von Jahren hat er 
diese Funktion auch balbwegs erfüllt - u . a . 
auch mi t der Unterstützung der Mehrheit der 
protestantischen Kirchen der BRD. 

Kirchen der "On"." Welt " verändern 
Ckumenischen Rat 

Seitdem j edoch die Kirchen der "Dritten Welt" 

SelbstbewuBtsein und innere Unabhängigkeit 
von den "Mutterkirchen" erlangt haben, hat 
sich die Orientierung des öRK Schritt für 
Schritt gründ l ich gewandelt . Die Entwicklung 
vollzog sich hier ähnlich wie in der UNO. 
Symptomatisch sichtbar wird dies im "Programm 
zur Bekämpfung des Rass i smus" . Bei der Voll­
versammlung des ökumenischen Rats der Ki r ­
chen 1968 in Upeala wurden die We icben für 
dieses Programm ~stellt. Eine Studientagung 
erarbeitete im Mai 1969 in Notting Bill bei 
London die Grundlagen . In den Dokumenten der 
Tagung heißt es: 

"Der Rassismus ist kein unabänderlicher We ­
senszug des Menschen . Ebenso wie die Sklave­
rei und andere gesellschaftliche Manifesta­
tionen menschlicher Sünde kann und muß er 
bekämpft werden . Vom Evangelium, von seinen 
Grundsätzen und Methoden her, müssen sich 
die Christen in diesem Kampf engagieren und 
dabei, wo immer möglich , mit allen Menschen , 
die guten Willens sind , zusammengehen ••• 
Viele religiöse I nstitutionen in der we ißen, 
nördlichen Hemisphäre haben von rassenaus ­
beuteri schen Wirtsohaftssystemen profitiert . 
Viele Kirchenglieder merken nichts vom Ras ­
sismus und sind sich auch nicht be wußt, daß 
ihre kircblichen und sonstigen Einrichtun­
gen zur Konsolidierung des Rassismus beitra­
gen . Weil de n Cbristen Informationen über 
den institutionalisierten Rassismus und die 
Möglichkeiten fehlen , differenzierte Strate­
gien zur Sicberung der Gleichberechtigung 
der Rassen zu entwiCkeln, machen sie häufig 
nur unbedeutende und zathafte Versuche , die 
Beziehungen zwiscben den Rassen zu verbes-

sern . Sie tun zu wenig und das WeD.J.ge zu 
spät . 
Wir ruten die Kirchen auf, über Wohl tätig­
keit, Zuwendungen und die üblichen Programme 
hinaus zu sachgerechtem und opferbereitem 
Handeln zu finden, um damit menschenwürdige 
und gerechte Beziehungen der Menschen unter­
einander zu schaffen und einen radikalen 
NeuauIbau der Gesel lschaft voranzutreiben. 
Ohne daß wirtschaftliche Mittel bereitge­
stellt werden, um damit die Neuverteilung der 
politischen Macht auf ein feates Fundament 
zu stellen und kul~elle Eisenständigkeit 
sinnvoll zu machen , wird es in unserer Welt 
keine Gerechtigkeit geben. Bei der Beschaf­
fung der finanziellen Mittel kann ein ge ­
me i nsamer Akt der ökumenischen Gemeinschaft 
der Kirchen ein leuchtendes sittliches Bei­
spiel geben • .. " 

Am 2 . September 1970 bestätigte der in Ar­
noldshain (ERD) tagende ExekutivausschuB den 
Vorscblag der Internationalen Studienta­
gung , 
"die Gelder des Sonderfonds an Organisationen 
zu verte ilen , die von unterdrückten Rassen­
gruppen errichtet oder zur Untsrstützung 
der Opfer der Ras sendiskriminie rung gegrün_ 
det worden s ind und deren Zielsetzung mit 
den allgemeinen Zielen des Ökumenischen Ra­
tes • • • vereinbar sind . Durch diese Maßnahme 
sollen die Gruppen in ihrem Kampf um wirt­
schaftliche , soziale und politische Gerech­
tigkeit unterstützt werden ••. 
Zudem müssen zwangsläufig Organisationen un­
terstützt werden, die s i ch mi t den Opfern 
der Rassendiskriminierung solidarisch erklä­
ren und identische Zielsetzungen verfolgen . 
Diese Zuwendungen sind an keinerlei Kontrol le 
über den Verwendungs zweck gebunden; gleich­
zeitig verpflichten sie jedoch das Programm 
zur Bekämpfung des Rassismus auf den Kampf 
dieser Organisationen für wirtschaftliche, 
soziale und politische Gerechtigkeit . 
Vorrangige Bedeutung kommt den Verhältnissen 
in Südafrika zu, wo der weiße Rass ismus of­
fen und brutal vorgeht , und di e wachsende 
BewuBtwerdung de r Unte rdrückten in ibrem 
Kampf um Befreiung zu verzeichnen ist . " 

Widersland der wntdevtsct.en Kirct.en 

In Kirchen und Öffentlichkeit der BRD erreg-
te vor allem der Beschluß große Aufregung , 
daß Mittel aus dem Sonderfonds des Antiras­

sismus - Programms auch den BeIreiungsbewegun- 23 
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gen im Südlichen Afrika wi e FRELLHO (Mo~am­
bique) I HPLA. (Angola) , pUGe (G~nea-Bissau) , 
SWAPO (Namibia) , ZAFU ( Zimbabwe) usw. zu­
fl ieSen sollten . 
In einer "Er kl ärung des Rates der EKD an die 
Geme i nden" vom 24 . 9 . 1973 heißt es : 

"Der Beschluß des Exekutivkomitees des Oku­
me nischen Rat es der Kircben , im Rahmen der 
BekämpfUng von Rassismus eine Rei be von vor­
wiegend afrikaniecb~n Yreibei tsbewegungen 
mit Geldmitteln zu unterstützen , hat in den 
Geme i nden und i n der breiten Offentl i chkeit 
neben ausdrücklicber Zustimmung aucb Beden­
ken und Widersprucb ausgelöst • • • " 

.. -- --
Gege n e ine ~ijgli che EKD-Un te r stUtzung de s An ti ­
r assis.us programms r iCh te t e s i c h di es e Karikatur 
im Organ der Vo r s t e r_ Par tei(Transvaler, 7. 8 . 73) . 

Der Rat der Evangelischen Kircbe i~ Deutsch­
land (EKD) bringt eine Reibe von Bedenken 
vor . Insbesondere verweist er penetrant auf 
den "Grundsatz der ~waltlosigk:eit " - der 
bei unseren Kircben in anderen Bezügen kei­
neswegs proklamiert wird (s . Militärseelsor­
gevertrag) . Scbließlich versteigt sicb der 
Rat zu der Behauptung " .. • dem 'weißed Ras ­
sismus tritt ein z . T. mit Nationalismus ver­
bundener 'farbiger ' Rassismus entgegen. Was 
kann die Christenheit tun , um alle Pormen 
des Rassismus wirksam zu bekämpfen?" 

Die Kircbenleitung der "Vereinigten Evange ­

liscb- Lutberiscben Kircben Deutschlands" 
(VELKD) hatte schon im September 1970 er­
klärt : "Politische Gruppen sollen nicht mit 
kircblicben Geldern gefördert werden . Aus­
übung von Gewalt und deren ideologiscbe Recht ­
fertigung , von welcher Seite auch immer, kön­
~en von der Kircbe nicht unterstützt werden . " 

Der ehemalige Generaleekretär des ORK , Dr . 
Eugene Carson Blake , Bürger der USA, antwor­
tete auf die Einwände der BRD- Kirchen: "Bis­
her lehnte der Okumenische Rat Gewaltanwen­
dung zur Lösung von Konflikten ab - obgleich 
Christen i m Laufe der ~schichte oft Gewalt 
angewendet baben , um sich von Unterdrückung 
zu befreien, obgleich die Studientagung von 
Notting Hill die Empfehlung aussprach ; Wenn 
alle anderen Versuche fehlschlagen , sollen 

der OR[ und die Kir chen Wi derstandsbewegun­
gen, e i nschließlicb Revolutionen , unterstüt­
zen, die das Zie l ve rfolgen, politiscbe und 

wirtscbaf tlicbe Tyrannei , die den Rassismus 
erst ermöglicben, zu stürzen . Wir müssen uns 
deshalb fragen : Was sollen di e Unterdrückten 
tun , wenn di e Gewal t der weißen Unterdrücke r 
une rträgliche Ausmaße erreicbt , und wor i n 
besteht unsere Verantwortung in diese r Si ­
t uation? .• " 

Aber die BRD- Kirchen bleiben uneinsichtig 
und wiederbolen monoton ihre "Argumente", so 
z . B. das Lutberische Kircbenamt : 

"De r Kirche ist das Amt der Versöhnung aufge ­
tragen . Sie hat mit ihrer Botscbaft und ih­
rem Handeln die schwere Aufgabe des Zussm­
mentührene und des Brückenbaue s . 5ie kann 
sich weder mit de r Macht der MäChtigen noch 
mit den Gewaltcethoden der Machtlosen iden­
tifizieren. Wenn sie es dennoch tut , und sie 
bat es in ihrer Geschichte in Untreue gegen­
über ihrem Auftrag oft genug getan , dann 
verliert sie die Vollmacht und verdunkelt 
die Botschaft von der Versöhnung. Wo sie 
jetzt nicbt die Grenzen ihres Auftrages ein­
deutig fixiert , geriete sie nacb allen Er­
fahrungen der Geschichte in einen Teufels­
kreis . " 

Das zitierte Schreiben Beht sogar noch wei­
ter, indem es dem ORK vorwirft , er überweise 
Gelder "auc h an politische Terrororganisa­
tionen" . Gemeint sind damit PRELIMO, MPLA., 

ZAPU usw . 
Organisationen also , die heute bereits zum 
Teil Regierungsfunktionen in vom Kolonial is­
mus befreiten Ländern ausüben . 
In dem bisber Dokumentierten treten die 
Grundlinien des Konflikts zwischen der EKD 
und dem ORK über das Antirassismus- Programm 
deutlicb zutage . Sie blieben im wesentliChen 
bis beute unverändert , wenngleich es bin und 
wieder zu taktischen Varianten kam , die ihre 
Begründung darin finden, daß die EKD siCh 
gezwungen sah , sich gegen den Vorwurf zu ver­
teidigen , sie weigere sicb , den Rassismus 
effektiv zu bekämpfen . 

Die EKD und BRD.Kopitolinve5titionsn 
Im Südliche n Afriko 

Auf diesem Hintergrund gibt es eine Reibe 
halbberziger Aktionen . Als beispielsweise 
der Zentralausechuß des ORK bei seiner Tagung 
in Utrecht (August 1972) einen Beschluß über 
die Zurückziehung kirchlicber Investitionen 
aus dem Südlicben Afrika faßten , plädierte 
der Rat der EKD für einen "dritten Weg" , 
nämlich in Verhandlungen mit Konzernen das 
Loe der Schwarz afrikaner ~u verbessern . Die 
EKD schrieb 84 BRD-Pi~en an , die im Südli­
chen Afrika investiert haben . 20 antworteten . 
Mit 6 von ihnen - darunter AEG- Telefunken , 
Siemens und Henkel-International - wurden 
Gespräcbe geführt . Als Ergebnisse dieser Ver-



handlungen hielt der Hat der EKD fest : 

Die "von kirchlicher Sei te vorgetragenen Wün­
scbe fanden nicht immer die Zuetimmung der 
Pirmenvertreter . Insbesondere die Frage der 
Unterstützvng schwarzer Gewerkschaft en und 
Investitionen in den sog . "Homelands " ohne 
die Vermittlung der Bantu Investment Corpora­
tion stieBen auf Widerstand . - Die Bereit­
scbaft des kircblichen Entwicklungsdienstes 
der EKD zu komplsmentären Maßnahmen im Aus­
bildungsbereich bei Direktinvestitionen in 
den 80g . "Homelands " stieß auf Interesse ." 

Dies besagt, daß sogar die eng begrenzten 
reformistischen Verbesserungsvoracblägs der 
EID bei den Konzernen auf Ablehnung stießen. 
Oberhaupt nicht verwunderlich ist natürlich, 
daß die Jronzerne daran interessiert sind , daß 
im Palle von Direktinvestitionen der Ent ­
wicklungsdienst der EID bereit ist , ihnen 
die Kosten für die Ausbildung von Fachkräf­
ten wenigstens teilweise abzunehmen . Im Falle 
der Verwirklicbung solcher Projekte würde 
allerdings der kirchliche Entwicklungsdienst 
ganz und gar in die Rolle eines Komplicen 
der bundesdeutschen Konzerninteressen fal ­
len . 

Dennoch legte der Rat der EID im August 1973 
dem Okumenischen Rat der Kirchen einen Be ­
richt vor, in dem er das Ergebnis der Ver­
handlungen mit den Konzernen ale Port schritt 
und Erfolg darstellte , indem er behauptete, 

"daß auf diese Weise das gemeinsame Ziel des 
Programms zur Bekäl:lpfung des Rassismus, näm­
lich der Abbau der rassischen Diskriminie­
rung der Schwarzen und Parbigen il:1 Arbeits­
leben eher erreicht werden kann als durch 
einen Aufruf zum Rückzug wirtschaftlicher 
Investitionen . Auch ist die Gefahr nicht von 
der Hand zu weisen, daß ein RüCkzug , wenn 
er dann Aussicht auf Erfolg bat, sm ehesten 
die ohnehin benacbteiligten und farbigen 
Bevölkerungsgruppen trifft . " 
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Dies ist konkret eine Stellungn~e für den 
Kapitalexport bundeadeutscher Konzerne in 
die Republik Südafrika , eine Politik , die 
von der Bundesregierung durch Steuer nachlässe 
für Kapitalexport in "Entwicklungsländer" 
gefördert und von den Konzernen im interna­
tionalen Maßstab zur Expansion ihrer Macht 

gefordert und betrieben wird. Die Haltung der 
EKD steht im vollen Gegensatz zu den Zi elen 
der Befreiungsbewegungen im Südlichen Af r i ­
ka , für die Kapitalinvestitionen westlicher 
Industrieländer und multinationaler Konzerne 
nichts anderes sind als prakti zierter Neoko­
lonialismus . Denn die von der EKD verteidig­
te Politik l äuf t auf jeden Fall darauf hin­

aus , daß di e Ver fügungsgewalt über die wi rt­
schaftlichen Ressourcen i n Ent wicklungslän­
dern in die Hand ausländischer Mächte gerät 
und gegen di e Interesssn der Völ ke r gerich­
tet ist . 

Angriff. gagen dal AntlraililmuI-Programm 

Dr . Philip Potter , c1em gegenwärtigen Gene­
ralsekretär de s ORK , ist sicherlich recht 
zu geben , wenn er de fac t o die theologischen 
Begründungen der EKD nicbt zur Kenntnis 
nimmt , sondern auf den konkreten ge sell­
schaftlichen und politischen Hintergrund 801-

cher Stellungnahmen der EID verweist . Die 
Gebundenheit an die ökonomischen Inter essen 
der entscheidenden gesellSChaftliChen Kraft 
in der BRD ist das wahre Problem der EID 

und ihrer Mitgl iedskirche n. 

Die BRD- Kirchen verweigern dem Sonderf onds 
des Antirassismus- Progrsmms ihre Unt erstüt­
zung , obwohl beispielsweise sogar die Regie ­
rungen Hollands, Norwegens und Schwedens mit 

erheblichen Spenden diesen Ponds unterstüt­
zen . Im Gegensatz dazu spielen die Kirchen 
der BRD die Rolle, sich gegen effektive Maß­
nahmen zur Beseitigung von Unrecht einzu­
setzen : Sie nehmen Apartheid und Kolonialis ­
mus hin . Sie predigen den Entrechteten Ge­
waltlosigkeit . Das hat mit dem "Amt der Ver­
söhnung" nichts mebr zu tun . Hier werden 
fremde Interessen verteidigt . Dabei machen 
unsere Kirchen den Versuch, ihre Rolle als 
Hauptfinanzier des ORK gegen das Antirassis­
mus- Programm auszuspielen . 

Bei der Tagung des Zentral ausschusses des 
ORK in Westberlin (August 19?4) kam es dar­
über zur Nagelprobe . Wichtigste Entscheidung 
dieser Tagung war die Entscheidung über die 
Verlängerung des Antiressismus- Progracms . 
Dabei hat der ZentralauBschuß des Weltkir­
chenrats seine Souveränität unter Beweis ge ­
stel l t . Er bat es nicbt mehr nötig , sich 
einem psychologischen Druck zu beugen . 

Des festzuhalten ist deshalb wichtig, weil 
sich schon Wochen zuvor die Massenmedien der 
Bundesrepublik darauf eingestellt hatten , ei ­
nen höchstmöglichen psychologischen Druck 
auszuüben , um den Weltkirchenrat von einer 
"einseitigen" Parteinahme rür die Unterdrück­
ten !ernzuhalte~. Das seit 1970 lau.fende An- 25 
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tirassismus - Programm war Hauptangriffspunkt 
der verschiedensten Blätter de s Springer - Kon­
~erna und anderer ihm nahestehende r Ga~e tten. 
Es fehlte nich t an 'Warnungen vor einer dro­
henden FOlitisierung der Kir chen; die be­
rühmte "Gewalt f rage M wurde immer wieder neu 
i ns Spie l ge führt . Man hat i n der Bundesrepu­
b lik so getan , a l s se i es die Aufgabe der 
EKD, alles zu tun , um die Auffassungen der 
herrschenden Kreise in unserem Lande im Öku­

menischen Rat der Kir chen durchzusetzen . 
Das hat die EKD i n de r Tat auch versucht . 

Aber es geschah , was geschehen mußte: De r 
Zentralausschuß des ökumenischen Rats der 
Kirchen hat das Mandat des Antirassismus -Fro­
gramms einschließlich des Sonderfonds bestä­
t i gt . 
Di e Evangelische Kirche in Deutschland konnte 
sich trotz der Schützenhilfe des Springer­
Kon zerns und ande rer publizistischer Mittel 
nicht durchsetzen . De r Vertreter der CDU im 
Zentralausschuß des 'Weltkirchenrats war in 
einer totalen Isolierung, als er als einziger 
die Hand gegen die Fortsetzung des Antiras­
sismus- Programms erhob . Das Schicksal Richard 
von 'Weizsäckers in dieser Abstimmung ist 
symptomatisch : Die Kirchen der EKD sind in 
der Ge f ahr - trotz ihrer hohen finanziellen 
Leistung für den Okumenischen Rat der Kir­
chen - in eine völ lige Isolierung zu geraten, 
wenn sie nicht den Anschluß suchen und fin­
den an die Entwicklung des Bewußtseins in 
der Weltchristenheit . 

Dennoch hat die Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (das höchste Beschluß­
gremium der protestantisChen Kirche in der 
BRD) bei ihrer Tagung im November 1974 sich 
nicht entschließen können, ihre ablehnende 
Haltung zum Sonderfonds des Antirassismus­
Programms zu revidieren . 
Das hängt mit der Zusammensetzung der Synode 
zusammen . Ein 'Wortführer der Gegner des An­
tirassismus- Programms beispielsweise ist der 
Synodale Dr . Wolfgang Heintzeler. Er war von 
1934- 36 Mitarbei ter im Reichsjustizministe­
rium und ist seitdem im Management der BASF 
beschäftigt, seit 1952 als Vorstandsmitglied . 
Er ist natürlich persönlich von der Kritik 
an den Konzernen getrOffen , die im Südlichen 
Afrika investieren, um an dem Niedriglohn­
niveau, aleo an der Ausbeutung der farbigen 
Arbeiter zu profitieren. 

Solidorität mit d en Völkern des Südlict.en Afrika : 
forderung an die Christen 

Solange die Kirchen der BRD in diese Frofit­
interessen nationale r und multinationaler 
Konzerne und Banken vers trickt sind , bleibt 
den Christen in der ERD, die den Aufruf des 

Evangeliums ernstnehmen, für die Unterdrück­
ten , Entrechteten und Ausgebeuteten konkret 
Parte i zu ergre i fen , nichte Anderes übrig , 
als s i ch über die Kirchenlei tungen hinwegzu­
setzen ; denn die Verwirklichung der Solida­
rität ist eine Grundforderung an Christen. 

Das Redaktionskollegium der Evangelischen 
Monatsschri f t "Neue Stimme " und der STIMI1E­
Verlag haben deshalb ein Sonderkonto errich­
tet , das ' ohne Abzug dem Sonderfonds des An­
tiraseismus- Programms des ORK zur Verfügung 
steht . I n dem Spendenaufru! für dieses Son­
derkonto he i ßt es : 

"Das Antirassismus- Programm des We l tkirchen­
rats ist se i t langem ein Hauptziel der An­
griffe r eaktionärer Kreise in der Bundesre ­
pub l ik Deutschland . Wir bedauern, daß unsere 
Ki rchen sich von dem Einfluß dieser Kräfte 
nicht zu befreien vermögen . Wir können nicht 
hinnehmen , daß ihre Entscheidung als Auffas ­
sung aller evangelischen Christen in der BRD 
dargestellt wird . Wir widersprechen, weil 
wir vom Evangelium her widersprechen müssen. 
Uns genügt eine Erklärung nicht, daß man 
mit Rassismus nichts zu tun hagen wolle . 
Vielmehr wissen wir uns verpflichtet , an 
der Beseitigung des Rassismus mitzuwirken • . • 
Wenn die Kirchenleitungen sich solcher Soli­
darität verweigern, so wollen wir als Ge~ 
me inden und Gemeindeglieder über sie hinweg 
unsere Gemeinschaft mit den unterdrückten 

. Brüdern - vor allem im Südlichen Afrika -
verwirklichen. " 

Obwohl das Froblem der Solidarität mit ras­
sicb Unterdrückten in den Gemeinden lebhaft 
diskutiert wird , hat es die Leitung des 
Deutschen Evangelischen Kirchentags nicht 
für notwendig befunden, es zum Gegenstand 
einer Veranstaltung beim 16 . Deutschen Evan­

gelischen Kirchentag (11 . - 15. Juni 1975 in 
Frankfurt!M . ) zu machen . 
Deshalb sah sich der Mainzer Arbeitskreis 
der Christlichen Friedenskonferenz (CFK) -
in Zusammenarbeit dem dem Komitee "Freiheit 
für Wort und Dienst in der Kirche" - genö­
tigt, in einer Sonderveranstaltung dieses 
Thema den Kirchentagsteilnehmern anzubieten 
(Freitag , 13 . Juni 1975 , 20 . 00 Uhr im Diet­
rich-Bonhoeffer- Haus (ESG), Lessingstr . 2) . 
Dabei wird mi t einem Scheck das Ergebni s 
des Spendenaufrufs der "Neuen Stimme" einem 
Vertreter des We ltkirchenrat e überreicht 
werden . Bisher sind rund 17. 000 DM auf das 
Konto eingezahlt worden . Es iat zu hoffen, 
daß wenigs t ens 20 . 000 DM als Ausdruck der 
Solidarität mit den unterdrückten Brüdern 
überreicht werden können . 

Wer die Aktion unterstützen möchte , über­
weise an : 

/!Qnk für Gemeinwimchoft. 65 Malnz 
Sonderkonto " AntiraSlismu.-Pragramm '· 
Nr. 10732222 / 10 
Po. tscheddconto der BfG Moinz, ffm 5539·604 



Kurzinformation 

Iran 
Das iranische Schah- Regime gab 1m März d . J . 

auf einer Pressekonferenz in Teberan be kannt , 
daß ab sofort die bisher existierenden zwei 

Hof-Parteien durch eine politische Einheit s ­
organisation abgelöst würden . War in der 
Vergangenheit die Mitgliedschaft in den hai ­
den Hot-Parte ien freiwillig, so ist das Re ­
gime jetzt bestrebt , mit allen ibm zur Ver­
fügung stehenden Mitteln - unter Androhung 
von Inhaftierung , Entlassung , NichteinsteI­
lung in den Staatsdienst und anderen Repres­
salien - j ede noch so leise Opposition zu 
verunmöglichen . Denn , 80 der Schah: 

"Wer nicht in diese politische Organisation 
eintritt und nicht von den von mir genann­
ten Grundsätzen überzeugt ist , dem bleiben 
zwei Wege : Entweder ist er Anhänger einer 
illegalen Organisation, d . h . in unserer 
Terminologie Tudehi (Mitglied der Tudeh-Par­
t ei, der kommunistischen Partei, d . Red . ) , 
dann ist sein Platz in den iraniachen Ge­
fängnissen . Oder wenn er will, bändigen wir 
ihm gerne 1!I0rgen, sogar ohne Gebühren , den 
Paß aUB, damit er dahin gehen kann , wohin 
er will . Wer nicht Tudehi ist und auch nicht 
von dieser Strömung überzeugt ist, der ist 
auch, wenn er öffentlich , offizie ll und un­
verhüllt erklärt, daß er mit dieser Strömung 
nicht einverstanden ist, nicht gegen das 
Vaterland •.. Er ist in diesem Lande frei, 
jedoch soll er keine weiteren Erwartungen 
haben . " (zit . nach: Erklärung des Exekut iv­
komitees des ZK der Tudeh- Partei , April 
197', S . 2) 

Dieses Vorhaben entspricht einer weiteren 
VerSChärfung der Unterdrückungspraktiken des 
Regimes und einer vollständigen Faschisie ­
rune; des politischen Lebens des Landes . Denn 
es wird nicht nur aufs Neue die Tudeh-Par­
tei angegriffen , sondern es werden auch in 
erhöhtem Maße nichtkommunistische Opposi -

Anfang J~ d . J . e r scheint e ine 
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tionelle bedroht und ein offenes Bekenntnis 
bzw . aktives Eintreten für das reaktionär­
despotische Regime sefordert . 

Am 19 .4 . 1975 gaben internationale Presss ­
agenturen die Ermor1ung von neun politischen 
Gefangenen des Schah- Regimes bekannt . Nach 
offiziellen Verlautbarungen wurden die Ge ­
fangenen "bei einem Fluchtversuch während 
der Verlegung in ein anderes Gefängnis er­
schossen" . 
Angaben von amnesty international zufolge 
wurden sieben dieser neun Opfer im Januar 
1969 zu 8- 15 Jahren Zuchthaus verurteilt und 
zwar wegen angeblicher Mitgliedschaft in ei­
ner Organisation "mit kommunistischer Ideo­
logie , welche sich gegen die Staatssicher­
hei t verschworen habe" . Die beiden anderen 
Opfer waren 197' in einem Geheimprozeß zu ho­
ben Haftstrafen abgeurteilt worden . Der ira- . 
nische Geheimdienst (SAVAK) hatte versucht , 
von den Gefangenen unter Anwendung bestiali ­
scher Folterungen Loyalitätserklärungen für 
das SChah- Regime zu erpressen . Die neun Ge­
fangenen widerstanden j edoch den Folter­
knechten und erlagen schließlich den Tortu­
ren . 
Die "Konföderation Iranischer Studenten­
Nationalunion" (CISNU) und das "Auslandsbüro 

der DeookratiSChen Studentenorganisation 
Ira.n.s" erhoben Ende April .:1 . J . Protest gegen 
die unmenschliche~ faschistiSChen Unter­
drückungsmetboden des Schah- Regime s und 
riefen zur Solidarität mit den politischen 
Gefangenen im Iran auf . 

Naher Osten 
Die sofortige Einberufung der Genfe r Konfe ­
renz zur Durchsetzung einer dauerhaften und 
gerechten Friedensregelung im Nahen Osten 
forderten 8.ID , . und 4 . l'lai 1975 in Paris die 
Vertreter von 18 internationalen Organisatio­
nen, Repräsentanten der FriedenSkräfte aus 
'0 Staaten, darunter die Delegierten aus 
Israel und allen unmittelbar sm Nahost- Kon­
flikt beteiligten arabischen Staaten sowie 
der Palästinensischen Befreiungsorgan1sation 
(PLO) . Die Konferenz war vom Verbindungsko­
mitee zur Fortsetzung der Arbeit des We lt­
kongresses der Friedenskräfte einberufen 
worden . 

Nachdrücklich verurteilten die De l egierten 
den Versuch der USA, durch eine Politik der 

27 



'I'eillösungen die gemeinsame Front der arabi­

schen Staaten zu spalten und eine Verwirkli­
chung de r legitimen Recbte des palästineoei­
sehen Volke s zu verhindern . Mit dem Schei­
tern der Nahost- Mission des US-Außenministers 
Kis singe r sei diese Politik jedoch vorerst 

fehl geschlagen . De r einzige We g zu einem 

dauerhaften und gerechten Frieden führe daher 
allein über die Durchsetzung einer umfassen­
den Gesamt lösung des Nahost -Konfliktes . 

In der Abscblußerklärung der Konferenz heißt 
es dazu: 

"Diese Lösung ist zu erreichen über die Ver­
wirklichung der Resolution Nr. ,38 des UN­
Sicherbeitsrates vom 22 . 0ktober 1973. die den 
vollständigen Abzug der israelischen Kräfte 
aus allen seit 1967 besetzt gehaltenen ara­
bischen Gebieten. fordert und die die Sicher­
heit und Unabhängigkeit aller Staaten und 
Völker der Region garantiert sowie durch die 
Verwirkl~chung der international anerkann­
ten Rechte des arabischen Volke s von Palästi­
na . Frieden im Nahen Osten verlangt die Lö -

Republik Südafrika 

sung des Palästina- Problems , das den Kern des 
Konfliktes darstellt , auf der Grundlage der 
Resolution Nr. 3236 , die im November 1974 
durch die XXIX . Vollversammlung der Verein­
ten Nationen angenommen wurde und in der das 
unverzichtbare Recht des Palästinensischen 
Volkes auf Rückkehr in seine Heimat aner­
kannt wird , auf freie Ausübung des Selbstbe­
stimmungsrechtes , auf nationale Unabhängig­
keit und Souveränität, d .h . auf Errichtung 
einer eigenen nationalen Verwaltung . '~ 

Aufgabe der Genfer Konferenz ist es , Wege 
zur Durchsetzung dieser Ziele zu finden . Ent­
scheidend ist dabei die vol le und gleichbe­
rechtigte ßeteiligung der PLO, a l s dem ein­
zigen , rechtmäßigen Repräsentanten des ara­
bischen Volkes von Palästi na. 

Die Konferenz rief die Weltöffentlicbkeit 
dazu auf, sich nach dem historischen Sieg 
des viet~amesischen Volkes, jetzt verstärkt 
für die Verwirklichung einer gerechten und 
dauerhaften Priedenslösung im Nahen Osten 
einzusetzen . 

_-------ZumTode Bram Fischers -------_ 

Am 8.Mai verstarb Abraham Fischer, führen-:­
des Mitglied der Südafrikanischen Kommuni­
stischen Partei, an einer unheilbaren Krebs­
erkrankung. 1966 trotz seines Krankheitszu­
standes vom südafrikanischen Rassistenre ­
gime zu lebenslanger Haft verurteilt , wurde 
ihm systematisch jede nocb erfolgverspre­
chende Bebandlung verweigert . Erst als eine 
internationale Protestkampagne. an der sich 
z . H. der Herzchirurg Barnard beteiligte, 
immer drängender die Haftentlassung Fischers 
verlangte , entließ ihn das Regime vor weni­
gen Wochen in den sogenannten "Hausarrest". 
Bram Fischer wurde 1908 geboren und ent ­
stammt einer alteingesessenen und angesehe­
nen weißen Familie. Nach dem Jurastudiu.m. 

hätte ibm eine glänzende politische Karrie ­
re offengestanden: Er schlug aie aUB , t r at 
in den dreißiger Jahren der Süd afrikanischen 
Kommunistischen Partei (KPSA) bei und wurde 
einer der bedeutendsten Anwälte der Rechte 
der unterdrückten farbigen Bevölkerungs­
gruppen , auch nach der Illegalisierung der 
Kommunistischen Partei im J ahre 1950 . Sei ­
ner brillanten Prozeßführung z.B . verdank­
t en die Führer des African National Con­
gress of South Africa (ANC), Nelson Hande ­
la, Walter Sisulu u . a ., daß das Rassisten­
regime in einem von 1956 bis 1960 dauern-
den Prozeß seine Porderung nach Todesstrafe 

nicht durchzusetzen vermochte. Wachsenden 
Verfolgungen ausgesetzt, mußte er ab 1964 
in den Unte rgrund gehen , dessen Arbeit er 
bis zu seiner Verhaftung mit l eitete . Die 
Anklage gegen ihn - Mitgliedschaft in der 
KPSA, "konspirative Sabotage", Verletzung von 
Kautionsbedingungen - war ein Hohn auf jede 
Rechtsstaatlichkeit und charakterisiert das 
weiße Minderheitsregime . 

"In der Zurückweisung aller Gesuche, Fischer 
aus der Haft zu entlassen", schrieb der 
"African Communist" , ''drückt sich die Furcht 
des Vorster- Regimes aus nicht nur vor Fi­
scher , sonde rn vor dem Kommunismus , in des­
sen Dienst er sein Leben stellten , und : 
"Durch seine unmenschliche Brutalität in 
diesem Palle wie in anderen wird die Natio­
nalisten- Regierung lediglich immer breitere 
Kreise der Völker Südafrikas und der ganzen 
Welt zu der ttberzeugung bringen , daß es mit 
der Apartheid keinerlei Kompromiß geben. kann 
und keine Rast , bis dieses bösartige Regime 
vom" Erdboden gefegt worden ist" . 


